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UN und Europarat EU
� Januar

23. Februar – Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte (EGMR) urteilt in der 

Rechtssache Hirsi Jamaa und andere, dass Italien 
die Rechte von Migranten verletzt habe, als es sie 
aufgegriffen und nach Libyen ausgewiesen hatte

� Februar
29. März – Die Generalversammlung der Vereinten 

Nationen verabschiedet eine Resolution zum 
Schutz von Migranten (A/RES/66/172)

� März
24. April – Die Parlamentarische Versammlung des 

Europarats verabschiedet die Entschließung 1872 
Lives lost in the Mediterranean Sea: Who is 

responsible? (Tote im Mittelmeer: Wer trägt die 
Verantwortung?)

� April
� Mai
� Juni
� Juli
� August
� September

8. Oktober – Der UN-Sonderberichterstatter für 
die Menschenrechte von Migranten schließt 

seinen Länderbesuch in Italien zur Regionalstudie 
über die Menschenrechte von Migranten an den 

Grenzen der Europäischen Union ab

� Oktober
27. November – Der EGMR kommt in der 

Rechtssache Stamose gegen Bulgarien zu dem 
Schluss, dass ein zweijähriges Reiseverbot 

und eine Beschlagnahmung des Reisepasses 
aufgrund einer Verletzung der US-amerikanischen 

Einwanderungsgesetze eine Verletzung des 
Rechts darstelle, das eigene Land zu verlassen

� November
3. Dezember – Der UN-Sonderberichterstatter für 

die Menschenrechte von Migranten schließt seinen 
Länderbesuch in Griechenland zur Regionalstudie 

über die Menschenrechte von Migranten an den 
Grenzen der Europäischen Union ab

� Dezember

Januar�
15. Februar – Das Europäische Parlament und der Rat der 
Europäischen Union erlassen die Verordnung (EU) Nr. 154/2012 
zur Änderung der Bestimmungen über die Visumpflicht für den 
Flughafentransit im Visakodex

Februar�
23. März – Die neue Europäische Agentur für das 
Betriebsmanagement von IT-Großsystemen im Raum der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts nimmt ihren Betrieb auf

März�
April�
10. Mai – Das Visa-Informationssystem (VIS) wird in der zweiten 
Einsatzregion, dem Nahen Osten (Israel, Jordanien, Libanon und 
Syrien), eingeführt

Mai�
Juni�
Juli�
28. August – Die Europäische Kommission gibt einen 
dritten Bericht über die Überwachung für die Zeit nach der 
Visaliberalisierung für die westlichen Balkanstaaten heraus

August�
5. September – Der Gerichtshof der Europäischen Union erklärt 
den Beschluss des Rates 2010/252/EU, der Frontex Hilfestellung 
im Hinblick auf Grundrechte bei der Überwachung der 
Seeaußengrenzen gibt, für nichtig

20. September – Die Europäische Kommission stellt Vorschläge 
vor, die eine Anhebung des Kofinanzierungssatzes der Union im 
Rahmen der Fonds des Generellen Programms „Solidarität und 
Steuerung der Migrationsströme“ vorsehen (COM(2012) 526 final 
und COM(2012) 527 final)

September�
2. Oktober – Das VIS nimmt seinen Betrieb in der Golfregion 
(Afghanistan, Bahrain, Irak, Iran, Jemen, Katar, Kuwait, Oman, 
Saudi-Arabien und Vereinigte Arabische Emirate) auf

16. Oktober – Das Frontex-Beratungsforum hält seine erste 
Sitzung ab

Oktober�
7. November – Die Europäische Kommission veröffentlicht einen 
Bericht über das Funktionieren der Schengen-Zusammenarbeit 
vor Ort in den ersten beiden Jahren der Durchführung des 
Visakodexes (COM(2012) 648 final)

7. November – Die Europäische Kommission veröffentlicht 
eine Mitteilung über die Belebung des Wachstums in der EU 
durch Umsetzung und Weiterentwicklung der gemeinsamen 
Visumpolitik (COM(2012) 649 final)

November�
15. Dezember – Die Grundrechtsbeauftragte bei Frontex nimmt 
ihre Arbeit auf

Dezember�
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2
Grenzkontrolle und 
Visapolitik

Im Bereich Grenzkontrolle und Visapolitik gab es 2012 einen verstärkten Trend zur Nutzung von Datenbanken 
und anderen IT-Tools für das Grenzmanagement und die Bearbeitung von Visumanträgen. Die Verhandlungen 
zur Eurosur-Verordnung schritten deutlich voran, und die Einführung des Visa-Informationssystems (VIS) wird 
fortgesetzt. Bei Frontex nahmen 2012 eine Grundrechtsbeauftragte und ein Beratungsforum ihre Arbeit auf. Der 
Beschluss des Rates 2010/252/EU, der sich mit der Überwachung der Seeaußengrenzen durch Frontex befasst 
und auch aus der Perspektive der Grundrechte relevant ist, wurde für nichtig erklärt; seine Wirkung bleibt aber 
aufrechterhalten, bis eine neue Regelung in Kraft tritt. Im ersten Halbjahr 2012 blieb die Landgrenze zwischen 
Griechenland und der Türkei weiterhin eine der Stellen, an denen am häufigsten Personen über eine EU-
Außengrenze an Land irregulär einreisten. Visumsantragsteller machten vermehrt vom Recht Gebrauch, gegen 
die Verweigerung eines Schengen-Visums Rechtsmittel einzulegen.

2.1.	 Grenzkontrolle
Die Aktivitäten von Frontex – der Europäischen Agentur 
für die operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union – wurde 
2012 weiterhin aus Sicht der Grundrechte überprüft, 
z. B. im Rahmen der Untersuchung des Europäischen 
Bürgerbeauftragten aus eigener Initiative bezüglich 
der Umsetzung der Grundrechtsverpflichtungen durch 
Frontex.1 Zum Ende des Berichtszeitraums war die 
Untersuchung noch nicht abgeschlossen.

Das Frontex-Beratungsforum hielt am 16. Oktober 2012 
seine erste Sitzung ab. Über dieses Forum werden 
externe Partner Frontex und den Frontex-Verwaltungsrat 
mit Fachwissen im Bereich Grundrechte unterstützen. 
Das Forum setzt sich aus 15 Organisationen zusammen:

•• vier  internationalen Organisationen: Hoher Kom-
missar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
(UNHCR), Internationale Organisation für Migration, 
Europarat und Büro für demokratische Institutionen 
und Menschenrechte (BDIMR) der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE);

1	 Europäischer Bürgerbeauftragter (2012).

Die wichtigsten Entwicklungen im Bereich 
Grenzkontrollen und Visapolitik

•	 Die Verhandlungen zur Eurosur-Verordnung, mit der ein Euro-
päisches Grenzüberwachungssystem eingeführt wird, 
schreiten deutlich voran, und zum Jahresende sind 18 Mitglied-
staaten dem Netzwerk angeschlossen.

•	 Der EuGH erklärt den Beschluss des Rates 2010/252/EU, der 
sich mit der Überwachung der Seeaußengrenzen durch Frontex 
befasst, für nichtig, da er dem ordentlichen Gesetzgebungsver-
fahren widerspricht, demzufolge das Europäische Parlament 
als Mitgesetzgeber fungiert. Die Wirkung des Beschlusses 
bleibt aufrecht, bis eine neue Regelung in Kraft tritt.

•	 Bei Frontex nehmen im zweiten Halbjahr 2012 eine Grund-
rechtsbeauftragte und ein Beratungsforum ihre Arbeit auf.

•	 Irreguläre Grenzübertritte an Seegrenzen im zentralen Mittel-
meerraum sinken 2012 auf rund 15 000 im Vergleich zu knapp 
65 000 im Jahr 2011, während sie im östlichen Teil der 
Ägäis deutlich zunehmen.

•	 Visumsantragsteller machen vermehrt von dem Recht 
Gebrauch, gegen die Verweigerung eines Schengen-Visums  
Rechtsmittel einzulegen.

•	 Die Europäische Kommission betont die Bedeutung der Zusam-
menarbeit nicht nur bei der Prävention irregulärer Migration, 
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•• zwei  EU-Agenturen: Europäisches Unterstützungs-
büro für Asylfragen (EASO) und Agentur der Euro-
päischen Union für Grundrechte (FRA);

•• neun Organisationen der Zivilgesellschaft: Amnesty In-
ternational European Institutions Office; Caritas Europa; 
Churches‘ Commission for Migrants in Europe; Europäi-
scher Rat für Flüchtlinge und im Exil lebende Personen 
(ECRE); International Catholic Migration Commission; 
International Commission of Jurists; Jesuiten-Flücht-
lingsdienst; Platform for International Cooperation on 
Undocumented Migrants und Red Cross EU Office.

Die Vertreterin der FRA und der Vertreter des Jesuiten-
Flüchtlingsdienstes wurden als stellvertretende 
Vorsitzende des Beratungsforums gewählt.

Darüber hinaus nahm die Grundrechtsbeauftragte von 
Frontex wie in Artikel 26 der Gründungsverordnung 
in der geänderten Fassung (Verordnung (EU) 
Nr. 1168/2011) vorgesehen am 15. Dezember 2012 ihre 
Arbeit auf. Zu ihren Aufgaben gehören die Überwachung 
und die regelmäßige Berichterstattung an das 
Beratungsforum, den Verwaltungsrat von Frontex und 
den Exekutivdirektor der Agentur.

Der gestiegenen Aufmerksamkeit, die Grundrechten 
gewidmet wird, wird in operativen Plänen zu den 
von Frontex koordinierten Aktionen Tribut gezollt. Im 
Jahr  2010 enthielten die operativen Pläne erstmals 
bestimmte Formulierungen, die auf Grundrechte 
abzielten. Erst 2012 wurde jedoch konkreter auf die 
Grundrechte Bezug genommen. Beispielsweise sind auf-
nehmende Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, angemes-
sene Disziplinarmaßnahmen oder andere Maßnahmen 
zu veranlassen, wenn Grundrechte oder internationale 
Schutzverpflichtungen verletzt werden. Die operativen 
Pläne enthalten eine eindeutig formulierte Pflicht, über 
die entsprechende Befehlskette alle Beobachtungen von 
Grundrechtsverletzungen zu melden.

Im September 2012 erklärte der EuGH den Beschluss 
des Rates 2010/252/EU, der Frontex Hilfestellung im 
Hinblick auf Grundrechte bei der Überwachung der 
Seeaußengrenzen gibt, für nichtig. Der EuGH erklärte 
jedoch, die Wirkung des Beschlusses solle aufrechter-
halten bleiben, bis der Beschluss ersetzt wird.2

2	 EuGH, C-355/10, Europäisches Parlament gegen Rat der 
Europäischen Union, 5. September 2012, Randnr. 63–85.

Der EuGH wies darauf h in ,  dass d ie er las-
senen Regelungen wesentliche Bestandteile der 
Überwachung der Seeaußengrenzen enthalten und 
politische Entscheidungen erfordern, die im Anschluss 
an das ordentliche Gesetzgebungsverfahren mit dem 
Europäischen Parlament als Mitgesetzgeber getroffen 
werden müssen. Des Weiteren merkte er an, dass die 
neuen Maßnahmen aus dem angefochtenen Beschluss 
mit hoher Wahrscheinlichkeit in die persönlichen 
Freiheiten und Grundrechte von Personen eingreifen und 
dass diese Maßnahmen daher wiederum das Tätigwerden 
des Unionsgesetzgebers erforderlich machen.

Die Überwachung der Seegrenzen war im Februar 2012 
auch Gegenstand eines Grundsatzurteils des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte. In der Rechtssache 
Hirsi Jamaa und andere gegen Italien3 kam der EGMR 
zu dem Schluss, dass Italien Artikel 3 EMRK, der Folter 
und unmenschliche oder erniedrigende Behandlung ver-
bietet, verletzte, als es auf See aufgegriffene Migranten4 
an die libyschen Behörden übergab. In der Rechtssache 
Hirsi gehörten die Beschwerdeführer, 11  somalische 
und 13 eritreische Staatsangehörige, einer Gruppe von 
rund 200 Migranten an (Asylbewerber und andere), die 
die italienische Küstenwache im Jahr 2009 auf hoher 
See aufgegriffen hatten.

Die Migranten wurden von Italien umgehend nach Libyen 
rückgeführt und erhielten keine Möglichkeit, Asyl zu 
beantragen. Der EGMR vertrat die Meinung, dass ein 
Staat auch beim Tätigwerden außerhalb des eigenen 
Hoheitsgebiets verpflichtet ist, die im Rahmen der EMRK 
geschützten Rechte und Freiheiten einer Person zu achten, 
wenn seine Staatsbediensteten Kontrolle und Macht über 
diese Person ausüben.5 In dieser Rechtssache kam der 
EGMR zu dem Schluss, dass die italienischen Behörden 
umfassende Kontrolle über die Personen an Bord der ita-
lienischen Schiffe ausgeübt hatten.6 Er stellte außerdem 
klar, dass ein Staat sein Hoheitsgebiet gemäß der EMRK 
nicht umgehen kann, indem er bestimmte Ereignisse als 
Rettungsmaßnahme auf hoher See einstuft.7

Im ersten Halbjahr 2012 blieb die Landgrenze zwi-
schen Griechenland und der Türkei weiterhin eine der 
Stellen, an denen am häufigsten Personen über eine 
EU-Außengrenze an Land irregulär einreisten. Zwischen 
Januar und September 2012 deckten die Behörden rund 
59 000 irreguläre Grenzübertritte an Außengrenzen 

3	 EGMR, Hirsi Jamaa und andere/Italien (Große Kammer), 
Nr. 27765/09, 23. Februar 2012.

4	 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird in 
diesem Bericht auf die durchgehende Nennung der 
männlichen und weiblichen Form verzichtet, obwohl 
selbstverständlich beide Geschlechter gemeint sind.

5	 Ebenda, Randnr. 74, 75, 180 und 181.
6	 Ebenda, Randnr. 81.
7	 Ebenda, Randnr. 79.

sondern auch bei der Unterstützung einer gerechten und 
gleichwertigen Behandlung von Visumantragstellern.

•	 Das VIS wird für den Nahen Osten und 
die Golfregion eingeführt.
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der EU auf. Dabei versuchten drei von vier Personen 
(rund 44 000), an Landgrenzen einzureisen.18

Im Spätsommer 2012 beorderte Griechenland im Rahmen 
der Operation Xenios Zeus zusätzlich 1800 Polizeibeamte 
an seine Grenze zur Türkei. Infolgedessen sank die Anzahl 
der Grenzübertritte an Land in der letzten Augustwoche 
auf unter 100. In der ersten Augustwoche waren es Frontex 
zufolge noch rund 2100 gewesen.

Griechenland stellte im Dezember 2012 trotz Bedenken, 
ob dies angemessen sei, einen 12  Kilometer langen 
Grenzzaun an der Landgrenze zur Türkei fertig, um 
irreguläre Grenzübertritte zu verhindern.9 Die erfor-
derlichen Kosten, die sich Schätzungen zufolge auf 
3 Mio. EUR beliefen, wurden über nationale öffentliche 
Mittel gedeckt.10 Wie die folgenden Fotos abbilden, kann 
der Zaun mit den Spanischen zwei in Ceuta und Melilla 
verglichen werden. Diese sind ein paar Meter hoch und 
mit Stacheldraht versehen.

In Griechenland ging die Anzahl irregulärer Grenzübertritte 
an Land zurück, stieg jedoch auf See. In der östlichen 
Ägäis kam es weiterhin zu tödlichen Vorfällen. Am 
6. September 2012 kamen 61 Personen, darunter auch 
Kinder, ums Leben, als ein Boot mit syrischen und 
anderen Staatsangehörigen nahe Izmir vor der türkischen 
Küste kenterte.11 Im zentralen Mittelmeerraum sank am 
7. September 2012 rund 12 Seemeilen vor Lampedusa ein 
aus Sfax in Tunesien kommendes Boot mit 130 Passagieren 
an Bord. Die italienische Küstenwache sowie die italie-
nische Steuer- und Finanzpolizei (Guardia di Finanza) 
und NATO-Schiffe reagierten und retteten 56 Migranten; 
mindestens ein Migrant kam aber ums Leben und meh-
rere Dutzend blieben verschollen.12 Abbildung 3 zeigt die 

8	 Frontex (2012a), FRAN Quarterly, Ausgabe 3, 
Juli‑September 2012, S. 56.

9	 Pro Asyl (2012); UN-Sonderberichterstatter für die 
Menschenrechte von Migranten (2012); Europarat, 
Parlamentarische Versammlung (PACE), Ausschuss für 
Migration, Flüchtlinge und Vertriebene (2013), Absatz 21.

10	 Europarat, PACE, Ausschuss für Migration, Flüchtlinge und 
Vertriebene (2013), Absatz 21.

11	 Euronews (2012).
12	 Amnesty International(2012); La Repubblica (2012); 

BBC News (2012); Europarat, PACE (2012).

Tendenzen der letzten fünf Jahre hinsichtlich der Einreise 
über Seegrenzen in Südeuropa in den vier betroffenen 
Mitgliedstaaten Griechenland, Italien, Malta und Spanien.

Zur Verbesserung des Austauschs operativer und analyti-
scher Informationen zu den See- und Landaußengrenzen 
der EU in den EU-Mitgliedstaaten richtet die EU ein 
Europäisches Grenzüberwachungssystem (EUROSUR) 
ein. Dieses dient als Plattform für den Austausch von 
Informationen über Grenzmanagement unter den 
Mitgliedstaaten und mit Frontex. EUROSUR deckt Irland 
und das Vereinigte Königreich nicht ab; Dänemark hin-
gegen muss binnen sechs Monaten nach der Annahme 
der EUROSUR-Verordnung entscheiden, ob es diese in 
innerstaatliches Recht umsetzt.13 Im Laufe der Zeit und 
in Kombination mit anderen verfügbaren Informationen 
wird EUROSUR die Kenntnisse über Schleusungsmuster 
erweitern und einen gezielteren Einsatz von Ressourcen 
ermöglichen. Im Jahr  2012 wurde ein deutlicher 
Fortschritt bei den Verhandlungen verzeichnet, die 
die Europäische Kommission Ende  201114 eingeleitet 
hatte. Die Errichtung von EUROSUR läuft parallel zu 
den Verhandlungen über seine Rechtsgrundlage. Bis 
Ende 2012 hatten 18 EU-Mitgliedstaaten eine gemeinsame 
Absichtserklärung mit Frontex unterzeichnet, infolge-
dessen sie mit EUROSUR verbunden wurden.

EUROSUR wirft potenziell zweierlei Bedenken im Hinblick 
auf die Grundrechte auf: Informationen über Migranten, 
die mit Drittstaaten ausgetauscht werden, könnten 
diese einer Gefahr aussetzen (z. B. der Zurückweisung 
oder der unmenschlichen Behandlung), und perso-
nenbezogene Daten könnten in unangemessener 
Weise verwendet werden.

Der Vorschlag für die EUROSUR-Verordnung sieht zwar ein 
Verbot des Austauschs von Informationen mit Drittstaaten 
vor, wenn die Verwendung dieser Informationen dazu 
führen könnte, dass Drittstaatsangehörige der mögli-
chen Gefahr einer unmenschlichen oder erniedrigenden 
Behandlung oder Strafe ausgesetzt werden (Artikel 18 

13	 Vgl.: Europäische Kommission (2011a), Erwägungsgründe 
10 und 11.

14	  Europäische Kommission (2012a).

Zaun in Evros (Griechenland)
Quelle: Griechische Polizei

Zaun in Ceuta (Spanien)
Quelle: FRA

http://www.amnesty.org/en/news/italy-lampedusa-shipwreck-grim-reminder-eu-migrant-crisis-not-over-2012-09-07
http://palermo.repubblica.it/cronaca/2012/09/07/news/lampedusa_naufragio_di_un_barcone_trasportava_centinaia_di_migranti-42092208/
http://www.bbc.co.uk/news/world-europe-19515804
http://www.bbc.co.uk/news/world-europe-19515804
http://assembly.coe.int/ASP/NewsManager/EMB_NewsManagerView.asp?ID=8099
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM%3A2011%3A0873%3AFIN%3ADE%3APDF
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Absatz 2), die Umsetzung dieser Schutzmaßnahme in 
der Praxis stellt jedoch eine Herausforderung dar. Der 
Austausch personenbezogener Daten über EUROSUR ist 
zwar grundsätzlich nicht vorgesehen, es müssen jedoch 
praktische Maßnahmen ergriffen werden, um zu ver-
meiden, dass personenbezogene Daten gespeichert und 
unbeabsichtigt weitergegeben werden. Schlussendlich 
bleibt auch abzuwarten, ob das lebensrettende Potenzial 
des Systems vollständig ausgeschöpft wird.

Im März 2012 wurde die neue Europäische Agentur für 
das Betriebsmanagement von IT-Großsystemen im 
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts offiziell 
eingerichtet, und im Dezember nahm sie ihren Betrieb 
auf.15 Die Agentur mit Sitz in Tallinn, Estland, kümmert 
sich u. a. um das Betriebsmanagement des Schengener 
Informationssystems (SIS), seines Nachfolgers SIS II, des 
VIS und von Eurodac. Hauptaufgabe der Agentur ist die 
Sicherstellung des kontinuierlichen, ununterbrochenen 
Betriebs dieser IT-Großsysteme.16

Die Erörterungen über die Entwicklung neuer 
EU-Finanzierungsinstrumente für Inneres dauerten 2012 
im Rat der Europäischen Union und im Europäischen 
Parlament an.17 Der vorgeschlagene Fonds für die innere 
Sicherheit für den Zeitraum 2014-2020 (4,65 Mio. EUR) 

15	 Europäische Kommission (2012b); Europäische Kommission 
(2012c).

16	 Verordnung (EU) Nr. 1077/2011.
17	 Europäisches Parlament, Ausschuss für bürgerliche 

Freiheiten, Justiz und Inneres (2011).

umfasst zwei Instrumente: eines für Außengrenzen und 
Visa (1,13 Mio. EUR) und ein weiteres für die polizeiliche 
Zusammenarbeit (3,52 Mio. EUR). Im Vergleich zum vorhe-
rigen Zeitraum 2007-2013 entspricht dies einer Zunahme 
der Gesamtmittel um knapp 40 %.

Der Ausschuss der Regionen und der Wirtschafts- und 
Sozialausschuss gaben Stellungnahmen heraus, die die 
verstärkte Aufnahme einer Terminologie der Grundrechte 
in die Verordnung zur Schaffung des Instruments für 
Außengrenzen und Visa vorschlugen.18 Sie empfahlen, 
auf Rettungspflichten, das Recht, an Grenzen um Asyl zu 
ersuchen, sowie auf die Identifizierung von Opfern einzu-
gehen, und wiesen darauf hin, dass untersucht werden 
müsse, ob von der EU finanzierte politische Strategien 
und Maßnahmen mit den Grundrechten vereinbar sind.

Neben dem Fonds für die innere Sicherheit wurde ein 
gesonderter Betrag in Höhe von 822 Mio. EUR für das 
Management von SIS II, des VIS und von Eurodac vorge-
sehen. Das Instrument für Außengrenzen und Visa sollte 
eine gemeinsame Visumpolitik unterstützen, um den 
legalen Reiseverkehr zu erleichtern, die Gleichbehandlung 
von Drittstaatsangehörigen zu gewährleisten und 
gegen die irreguläre Migration vorzugehen (Artikel 3 
Absatz 2 Buchstabe a). Es sollte außerdem ein hohes 
Maß an Schutz an den Außengrenzen unterstützen und 
zum reibungslosen Überschreiten der Außengrenzen 

18	 Europäische Union, Ausschuss der Regionen (2012).

Abbildung 2.1:	 Irreguläre Grenzüberschreitungen an Seegrenzen, 2008–2012, vier EU-Mitgliedstaaten

Quelle: Daten der nationalen Polizei, 2012

0

10 000

20 000

30 000

40 000

50 000

60 000

70 000
Griechenland

Italien

Malta

Spanien



Grenzkontrolle und Visapolitik

8787

entsprechend dem Schengen-Besitzstand beitragen 
(Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b).

AKTIVITÄT DER FRA

Untersuchung der 
Menschenrechtsbedingungen an den 
südlichen Seegrenzen Europas
Im Rahmen der ersten Komponente eines FRA-
Projekts zur Behandlung von Drittstaatsangehöri-
gen an den Außengrenzen der EU wurden Heraus-
forderungen im Zusammenhang mit Grundrechten 
untersucht, die im Kontext der Überwachung der 
Seegrenzen und unmittelbar nach der Ausschif-
fung aufgegriffener oder geretteter Migranten 
oder Flüchtlinge auftreten.

Zu diesem Zweck wurden in Griechenland, Italien, 
Malta, Spanien und Zypern Gespräche mit Behör-
den, Migranten, Fischern, internationalen Organi-
sationen, NRO und anderen Personen geführt, die 
mit Migranten zu tun haben, die auf dem Seeweg 
einreisen. Auch in drei Ursprungsländern wurden 
Gespräche geführt: in Marokko, Tunesien und der 
Türkei.

Darüber hinaus begleitete die FRA von Frontex 
koordinierte Aktionen auf See in Griechenland 
und Spanien, wo die FRA Seepatrouillen und die 
Behandlung geretteter Personen nach der Aus-
schiffung beobachtete. Die Ergebnisse der Unter-
suchung, die im März 2013 veröffentlicht werden, 
zeigen, dass der Beschluss des Rates 2010/252/EU, 
der Frontex Hilfestellung im Hinblick auf die Über-
wachung der Seeaußengrenzen gibt, dazu bei-
getragen hat, dass bei von Frontex koordinierten 
Aktionen auf See die Grundrechte häufiger einge-
halten werden.
Weitere Informationen unter: FRA (2013), Fundamental rights at 
Europe’s southern sea borders (Grundrechte an den südlichen 
Seegrenzen Europas), Luxemburg, Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union

2.1.1.	 Schengen-Bewertungen

D ie  Bemühungen ,  das  ak tue l l e  Schengen-
Bewertungssystem (in dessen Rahmen die Eignung 
eines Mitgliedstaates, dem Schengen-Gebiet beizu-
treten, oder bei Schengen-Staaten die Umsetzung der 
Schengen-Vorschriften bewertet wird) zu überarbeiten, 
wurden 2012 fortgesetzt, es konnte jedoch keine Einigung 
erzielt werden. Das System berücksichtigt zunehmend 
Überlegungen im Hinblick auf die Grundrechte.

Das Europäische Parlament und der Rat der 
Europäischen Union konnten sich 2012 nicht über die 
Überarbeitung des Bewertungsmechanismus einigen. 
Diese Überarbeitung steht seit September 2011 aus. 

Der Überarbeitungsprozess erfolgte im Anschluss 
an intensive Diskussionen über die Verwaltung des 
Schengen-Raums, die vor dem Hintergrund des 
arabischen Frühlings 2011 und den daraus resultie-
renden Wanderungsbewegungen, den enormen 
Herausforderungen der griechischen Asylschutzsysteme 
und allgemeineren Aspekten der Verwaltung des 
Schengen-Raums ausgelöst wurden.19 Infolgedessen 
änderte die Kommission ihren Vorschlag zum Schengen-
Bewertungsmechanismus20 und führte als Teil desselben 
Legislativpakets die Möglichkeit ein, in Ausnahmefällen 
an den Binnengrenzen vorübergehend und als letztes 
Mittel Kontrollen wiedereinzuführen.21

Am stärksten wurden die Diskussionen durch einen 
fehlenden Konsens in Bezug auf die vorgesehene 
Rechtsgrundlage für den Bewertungsmechanismus 
und damit verbunden die unterschiedlichen künftigen 
Rollen des Europäischen Parlaments, der Europäischen 
Kommission und des Rates der Europäischen Union 
beeinträchtigt. Die zyprische EU-Ratspräsidentschaft 
schlug einen überarbeiteten Wortlaut als Kompromiss 
vor, doch das Parlament hatte diesen zum Jahresende 
noch nicht angenommen.

Das Europäische Parlament hat die Zusammenarbeit bis zu 
einer Einigung über den neuen Bewertungsmechanismus 
vorerst eingestellt. Die Meinungsverschiedenheiten 
lähmen neue Rechtsvorschriften zur Cyberkriminalität, 
zu Fluggastdatensätzen und weiteren Themen und 
haben die endgültige Abstimmung über eine Akte als 
Grundlage für gemeinsame Grenzübertrittskontrollen im 
Straßenverkehr sowie weitere technische Änderungen 
des Schengener Grenzkodex verhindert.22

Ein Team aus Grenzpolizisten aus den Mitgliedstaaten 
führt derzeit Bewertungen mit Hilfe eines Peer‑to‑Peer-
Prüfsystems durch, das von der Arbeitsgruppe 
„Schengen-Bewertung“ des Rates der Europäischen 
Union verwaltet wird.23 In Übereinstimmung mit 
dem aktuellen Mandat können alle Aspekte des 
Schengen-Besitzstands abgedeckt werden. Besondere 
Aufmerksamkeit wird folgenden Punkten gewidmet: 
den Außengrenzen, der polizeilichen Zusammenarbeit, 
dem Datenschutz, den Visumvorschriften, dem 
Schengener Informationssystem (SIS; eine gemeinsam 
genutzte Datenbank mit Einträgen zu gesuchten und 
vermissten Personen), gestohlenem und verlorenem 
Eigentum und Einreiseverboten sowie SIRENE, mit der 
Schengen-Staaten zusätzliche Informationen über 
Warnungen austauschen können.

19	 Europäische Kommission (2010).
20	 Europäische Kommission (2011a).
21	 Europäische Kommission (2006).
22	 Europäische Kommission (2011b); EU, Europäischer 

Wirtschafts- und Sozialausschuss (2012).
23	 EU (1998).
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Teams aus Sachverständigen der EU-Mitgliedstaaten, 
Vertretern des Generalsekretariats des Rates der 
Europäischen Union und der Europäischen Kommission 
führten 21 Bewertungen in 17 Mitgliedstaaten zu See- und 
Landgrenzen, polizeilicher Zusammenarbeit, Datenschutz, 
SIS und Visa durch.24 Der Rat verfolgte die in Griechenland 
bei Bewertungen der See- und Landaußengrenzen in den 
Jahren 2010 und 2011 aufgedeckten Mängel, während die 
Kommission und das Europäische Unterstützungsbüro 
für Asylfragen einen Aktionsplan erarbeiteten, um die 
Mängel im Bereich Asyl und Migration anzugehen.

Der Rat verfolgte auch weiterhin intensiv eine Reihe 
von Maßnahmen Rumäniens und Bulgariens, u. a. jene 
zur Bekämpfung von Schleusung und Menschenhandel, 
die die Integration dieser beiden Mitgliedstaaten in den 
Schengen-Raum erleichtern sollen.25

D i e  S c h e n g e n - B e w e r t u n g e n  u m f a s s e n 
Grundrechtsaspekte, die sich auch auf andere prakti-
sche Aspekte auswirken. Informationen zufolge, die 
die FRA vom Generalsekretariat des Rates erhalten hat, 
gehören zu den 2012 behandelten Themen, die indirekt 
mit Grundrechten zusammenhängen, folgende:

•• die Verifizierung einer angemessenen Infrastruktur, 
die einen ausreichenden Schutz der Privatsphäre 
von Personen bietet, die weiteren Kontrollen unter-
zogen werden;

•• die Verfügbarkeit von Informationen zu weiteren 
Kontrollen (Artikel 7 des Schengener Grenzkodex) 
in den benötigten Sprachen;

•• die agenturübergreifende Zusammenarbeit zwischen 
nationalen Grenzkontrollbehörden, Asyl- und Migra-
tionsbehörden und Menschenrechtseinrichtungen;

•• die Bedingungen in Auffangeinrichtungen;

•• Risikoanalysen, die kein Ethnic Profiling einsetzen;

•• die Wahrung der Würde und Eindeutigkeit bei der 
Kommunikation mit Reisenden;

•• die Kenntnis von Verfahren im Zusammenhang mit 
Opfern von Menschenhandel, Asylbewerbern und 
Kindern sowie mit Leibesvisitationen, dem Umgang 
mit Daten und Visa;

•• die Zusammenarbeit mit Herkunftsländern bei ei-
ner Verweigerung der Einreise;

24	 Europäische Kommission (2012d); Europäische Kommission 
(2012e).

25	 Rat der Europäischen Union (2012a).

•• die Ausbildung im Bereich der Grundrechte und die 
Einhaltung des gemeinsamen zentralen Lehrplans 
von Frontex.

AKTIVITÄT DER FRA

Ein Grundrechtsrahmen für 
Schengen-Bewertungen
Die FRA hat dazu beigetragen, eine Liste von 
Grundrechtsindikatoren und bewährten Verfah-
ren zu erstellen, um die Bewerter zu sensibilisie-
ren und einen systematischeren Ansatz im Hin-
blick auf die Grundrechte bei der Anwendung des 
Schengen-Besitzstands zu erleichtern.

Die in Zusammenarbeit mit dem Frontex-Sachver-
ständigenbeirat für die Ausbildung von Schengen-
Bewertern, dem Generalsekretariat des Rates der 
Europäischen Union und der Europäischen Kom-
mission zusammengestellten Indikatoren und be-
währten Verfahren bieten Bewertern eine Hilfe-
stellung in Bezug auf die Grundrechte, die sie bei 
ihrer Arbeit einsetzen können, wobei insbesonde-
re auf folgende Aufgaben eingegangen wird:

•	 Kontrollen in der ersten und zweiten Kontrolllinie 
an Grenzübergangsstellen;

•	 Grenzkontrollpatrouillen;

•	 Festnahmen und Unterbringung in Warteberei-
chen und Auffangeinrichtungen;

•	 Eingang von Asylanträgen;

•	 Rückübernahme-, Ausweisungs- und 
Rückführungsmaßnahmen.

Im Kontext von Kontrollen und Verfahren beziehen 
sich die Indikatoren auf Themen im Zusammenhang 
mit der Würde des Menschen, der Gewaltanwen-
dung, der Zurückweisung, der Ermittlung schutzbe-
dürftiger Personen sowie der Abweisung des Asyl-
antrags und dem Umgang mit personenbezogenen 
Daten. Weitere Verfahren und Indikatoren beziehen 
sich auf Personal und Ausbildung, die Zusammen-
arbeit mit Schutzdiensten, die Zusammenarbeit mit 
Drittstaaten, die Risikoanalyse, die Infrastruktur, die 
Bedürfnisse von in Transitzonen gestrandeten Flug-
gästen, die Bedingungen in Auffangeinrichtungen 
sowie die Rückführung und die Rückübernahme.

In der Liste werden auch spezielle Themen auf-
geführt, die bei der Grenzüberwachung zu beob-
achten sind, z.  B. das Verbot der Zurückweisung, 
Systeme, die sich um die humanitären Bedürfnisse 
von beim Grenzübertritt aufgegriffenen Menschen 
kümmern, sowie Gesprächsverfahren.
Weitere Informationen vgl. das FRA-Projekt zu Grenzkontrollen und 
Grundrechten (2012), abrufbar in englischer Sprache unter: http://
fra.europa.eu/ en/project/2011/treatment‑third‑country‑natio-
nals‑eus‑ex‑ ternal‑borders‑surveying‑border‑checks‑selected

Nachdem mit Fachwissen der FRA eine Liste von 
Indikatoren als ergänzendes Werkzeug für die Bewerter 

http://fra.europa.eu/en/project/2011/treatment-third-country-nationals-eus-external-borders-surveying-border-checks-selected
http://fra.europa.eu/en/project/2011/treatment-third-country-nationals-eus-external-borders-surveying-border-checks-selected
http://fra.europa.eu/en/project/2011/treatment-third-country-nationals-eus-external-borders-surveying-border-checks-selected
http://fra.europa.eu/en/project/2011/treatment-third-country-nationals-eus-external-borders-surveying-border-checks-selected
http://fra.europa.eu/en/project/2011/treatment-third-country-nationals-eus-external-borders-surveying-border-checks-selected
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erarbeitet wurde, wurden 2012 bei den Bewertungen 
zunehmend grundrechtliche Aspekte berücksichtigt. 
Dieses Werkzeug unterstützt die Bewerter dabei, 
die Grundrechte dauerhaft und bei verschiedenen 
Maßnahmen des Grenzmanagements zu bedenken. 
Die für 2013 vorgesehenen Bewertungen werden diese 
Aspekte voraussichtlich abdecken.

2.1.2.	 In Transitzonen an Flughäfen 
festgehaltene Personen – Zugang 
zu Lebensmitteln, Wasser und 
einem Ruheplatz

Von der FRA 2012 an ausgewählten Flughäfen durch-
geführte Untersuchungen hoben die Misere von 
Fluggästen hervor, die in Transitzonen von Flughäfen 
stranden. Jedes Jahr sind zahlreiche Personen tage- 
und manchmal wochenlang gezwungen, sich in 
den internationalen Transitzonen von Flughäfen in 
den EU-Mitgliedstaaten aufzuhalten.

Ein Beispiel: Im April  2012 musste sich ein Bürger 
der Republik Kongo zwei Wochen im Gästeraum des 
Flughafens Tallinn in Estland aufhalten, da sich Russland 
weigerte, ihn wieder einreisen zu lassen.26

Fluggäste können an Flughäfen stranden, wenn 
sie die Einreiseanforderungen nicht erfüllen  – bei-
spielsweise wenn Grenzschutzbeamte Probleme 
mit Reisedokumenten, Visa oder Nachweisen über 
das Vorhandensein einer Existenzgrundlage ausma-
chen oder wenn ihre Rückführung sich verzögert, da 
nicht unmittelbar ein Rückflug angeboten wird. Auch 
Personen, die an Flughäfen Asyl beantragen, müssen 
ggf. in der Transitzone bleiben.

Fluggäste müssen während ihres Aufenthalts in der 
Transitzone regelmäßig Zugang zu Lebensmitteln, 
Wasser und einem Ruheplatz haben, insbesondere 
wenn ihnen die Mittel zu deren Erwerb fehlen. Damit 
wird die Achtung ihrer Grundrechte auf Leben und die 
Würde des Menschen gewährleistet. Trotz der hohen 
Bedeutung der möglicherweise gefährdeten Rechte 
werden die in Transitzone festgehaltenen Fluggäste 
meist nur unzureichend informiert.27

26	 Estland, Postimees (2012).
27	 Weitere Informationen über Auffangeinrichtungen finden 

sich in den Berichten über die Besuche des Europäischen 
Komitees zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe (CPT) des Europarats 
sowie in folgenden Dokumenten des CPT: 7th General Report 
on the CPT›s Activities (Siebter Allgemeiner Bericht über 
die Tätigkeiten des CPT) (1996); und 19th General Report on 
the CPT›s Activities (Neunzehnter Allgemeiner Bericht über 
die Tätigkeiten des CPT) (2008-2009), alle abrufbar unter: 
www.cpt.coe.int/en/default.htm.

Fluggesellschaften, Flughafenbetreiber und Behörden 
richten an vielen Flughäfen spezielle Mechanismen 
zur Versorgung mit Lebensmitteln und Wasser ein. 
Die Untersuchungen der FRA zur Behandlung von 
Drittstaatsangehörigen hat jedoch ergeben, dass diese 
Mechanismen in der Praxis nicht immer ausreichend sind.

In einigen Fällen ist den Grenzschutzbeamten die 
Fluggesellschaft nicht bekannt, mit der die Fluggäste 
eingereist sind, da die Fluggäste dies entweder 
verheimlichen oder nicht wissen. Entschädigungen 
der Flughafenbetreiber oder Behörden durch die 
Fluggesellschaft ziehen sich bisweilen lange hin – ins-
besondere, wenn die Fluggesellschaften über keinen 
Sitz im Zielland verfügen. In anderen Fällen ist nicht die 
Fluggesellschaft für den Aufenthalt des Fluggastes in 
der Transitzone verantwortlich, sondern unterschied-
liche Behörden, z. B. wenn Fluggästen letztlich doch die 
Einreise gestattet wird oder sie auf die Überführung in 
eine Auffang-, Haft- oder Schutzeinrichtung warten.

Die Zusammenarbeit zwischen Flughafenbetreibern 
und Einwanderungsbehörden ist ein weiterer Faktor, 
der Einfluss darauf nimmt, ob Ruheplätze und Zugang 
zu Lebensmitteln und Wasser tatsächlich bereitgestellt 
werden oder ob diese ausschließlich den zahlenden 
Fluggästen vorbehalten sind. Infolgedessen haben 
Fluggäste in der Transitzone u. U. Schwierigkeiten bei 
der Versorgung mit Lebensmitteln und Wasser, wenn 
sie nicht über ausreichende Existenzmittel verfügen.

Fluggästen, denen die Einreise verweigert 
wird

Verschiedenen internationalen Luftverkehrsabkommen28 
zufolge muss die entsprechende Fluggesellschaft die 
Rückreisekosten von Personen übernehmen, denen 
die Einreise verweigert wird. Ist die Rückreise nicht 
binnen eines angemessenen Zeitraums möglich, 
muss sie außerdem die Kosten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt des Fluggasts abdecken, einschließ-
lich der Versorgung mit Lebensmitteln und Wasser. 
Das bedeutet, dass in der Regel Flughäfen und nicht 
Staaten die Mechanismen zur Versorgung gestran-
deter Fluggäste bereitstellen und dass verschiedene 
Fluggesellschaften auch eine unterschiedliche Art der 
Versorgung bereitstellen können.

Viele Flughafenbetreiber schließen spezielle Abkommen, 
mit denen Fluggesellschaften dazu verpflichtet werden, 
die Kosten für Fluggäste zu übernehmen, denen die 

28	 Vereinte Nationen (UN), Internationale 
Zivilluftfahrtorganisation (1944), Abkommen über 
die internationale Zivilluftfahrt, Anhang 9, Kapitel 5 
„Inadmissible persons and deportees“ (Nicht 
einreiseberechtigte Personen und abgeschobene oder 
ausgewiesene Personen) sowie nachfolgende IATA-
Abkommen; Verordnung (EG) Nr. 261/2004.

http://www.cpt.coe.int/en/default.htm
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Einreise verweigert wird (entweder direkt oder durch 
eine spätere Entschädigung des Flughafenbetreibers). 
Diese Abkommen erfüllen jedoch nur dann ihren Zweck, 
wenn die Einwanderungsbehörden die Fluggesellschaft 
ausfindig machen können, die den Fluggast beför-
dert hat, dem die Einreise verweigert wurde. Ist 
dies nicht der Fall, sind letztendlich die Behörden für 
die Grundsicherung zuständig.

An Flughäfen in Österreich beispielsweise stellt die Polizei 
Lebensmittel und Wasser über ihre Kantine oder mittels 
Ad-hoc-Einkäufen über das Rote Kreuz oder die jeweilige 
Gemeinde bereit und fordert die Kosten anschließend 
von der Fluggesellschaft zurück, wenn die Abkommen 
zwischen Flughafenbetreibern und Fluggesellschaften 
nicht ihren Zweck erfüllen.29 Darüber hinaus bieten die 
sozialen Dienste der Caritas grundlegende Leistungen 
an, wie Lebensmittel, medizinische Versorgung und 
Kleidung für Bedürftige; außerdem unterstützen 
sie bei der Kontaktaufnahme mit Botschaften, 
Fluggesellschaften und Familienangehörigen.30

Am Flughafen Frankfurt in Deutschland können 
Grenzschutzbeamte in der Kantine Lebensmittel für 
Fluggäste ohne finanzielle Mittel kaufen (entweder auf 
Bitten des Fluggastes oder nach zwei bis drei Stunden auf 
Initiative der Polizei hin), die später der Fluggesellschaft 
berechnet werden.31 In Portugal kauft die Stelle für 
Ausländer- und Grenzfragen (Serviço de Estrangeiros 
e Fronteiras) Vorräte und verteilt diese an Fluggäste.

An Flughäfen in mindestens acht  Mitgliedstaaten 
(Bulgarien, Dänemark, Frankreich, Italien,32 Litauen, 
Polen, Rumänien und Zypern) sind offenbar keine 
alternativen Systeme für den Fall vorhanden, 
dass Fluggesellschaften ihrer Verpflichtung nicht 
nachkommen, sich um die Grundbedürfnisse von 
Fluggästen zu kümmern. Mittellose Fluggäste sind 
von Ad-hoc-Lösungen abhängig oder erhalten in der 
Transitzone weder Lebensmittel noch Wasser, wenn 
sie nicht festgenommen werden.

An Flughäfen in Bulgarien beispielsweise erhalten 
festgenommene Personen Lebensmittel auf der 
Grundlage des täglichen Bedarfs, der für 24 Stunden 
Arrest festgelegt wird.33 NRO halten dies jedoch für 
unzureichend.34 Nach den ersten 24 Stunden werden 
Lebensmittel und Wasser nicht mehr bereitgestellt, und 

29	 Österreich, Fremdenpolizeigesetz, § 113 Absatz 4.
30	 Caritas (2013).
31	 Einige der Informationen in diesem Kapitel stammen aus dem 

Projekt der FRA zur Behandlung von Drittstaatsangehörigen 
an den Außengrenzen der EU, in dessen Rahmen 
Feldforschung und Sekundärforschung betrieben wurden.

32	 LasciateCIEntrare, parallel zur europäischen Kampagne „Open 
Access Now“ gefördert, Il Manifesto (2012).

33	 Bulgarien, Innenministerium, Tabelle 1.
34	 Bulgarien, Jesuiten-Flüchtlingsdienst Europa (2010), 

Absatz 3.12.

die Grenzschutzbeamten verweisen die Fluggäste an 
NRO wie das Rote Kreuz oder die Caritas.

Grundsätzlich sind Einrichtungen und Mechanismen 
zur Deckung der grundlegenden Bedürfnisse von 
Personen in der Transitzone im Vergleich zu denen 
spezieller Auffangeinrichtungen an Flughäfen ein-
geschränkt. Die FRA beobachtete beispielsweise am 
Flughafen Fiumicino in Rom, Italien, dass die allgemeine 
Transitzone hauptsächlich kommerziellen Zwecken 
dient und außer Bars nur wenige Einrichtungen bietet. 
Lediglich im internationalen Ankunftsbereich stehen 
zwei fensterlose Räume für Fluggäste zur Verfügung, 
denen die Einreise verweigert wurde – einer für Familien 
und einer für große Gruppen.

Andere Flughäfen können bei Bedarf auf Ad-hoc-
Lösungen zurückgreifen, um auf besondere Situationen 
einzugehen. In Frankfurt, Deutschland, kann die 
Polizei z. B. Feldbetten für Fluggäste bereitstellen, 
denen die Einreise verweigert wurde und die auf 
ihren Rückflug warten.

Weitere Kontrollen

Weitere Grenzkontrollen können zwischen 15 Minuten 
und mehreren Tagen dauern, je nach Anzahl und 
Komplexität der zu prüfenden Aspekte, wie der 
Bestätigung der Staatsangehörigkeit. Personen, 
die einer weiteren Kontrolle unterzogen werden, 
fallen in der Regel in den Zuständigkeitsbereich der 
Einwanderungs- oder Polizeibehörden. Den Beamten 
steht jedoch u. U. nur ein begrenztes oder kein spezi-
elles Budget für die Bereitstellung von Lebensmitteln 
und Wasser zur Verfügung. Die Zeitspannen, nach 
denen Behörden Lebensmittel und Wasser bereit-
stellen müssen, unterscheiden sich erheblich: zwei bis 
drei Stunden in Deutschland und Lettland;35 vier bis 
fünf Stunden in Slowenien;36 sechs Stunden in Litauen37 
und der Slowakei38 und zwölf Stunden in Finnland.39 In 
anderen Fällen (z. B. in Bulgarien und der Tschechischen 
Republik) stellt die Polizei nur dann Lebensmittel und 
Wasser zur Verfügung, wenn die betroffene Person 
als festgenommen gilt.

Auch bei Gesprächen im Rahmen des FRA-Projekts 
zur Behandlung von Drittstaatsangehörigen an den 
Außengrenzen der EU wurde die angemessene 
Bereitstellung von Lebensmitteln für Fluggäste, die 
weiteren Kontrollen an der Grenze unterzogen werden, 

35	 Lettland, Grenzschutzpolizei.
36	 Slowenien, Innenministerium (2013).
37	 Litauen, Innenministerium (2012).
38	 Slowakei, Gesetz über den Aufenthalt von Ausländern, 

Artikel 91.
39	 Finnland, Gesetzesvorlage der Regierung zum Gesetz 

über die Behandlung von Personen in Polizeigewahrsam, 
Kapitel 3, Abschnitt 4.
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als Problem identifiziert. Am Flughafen Fiumicino in 
Rom, Italien, beispielsweise gaben Fluggäste an, nicht 
regelmäßig mit Lebensmitteln versorgt zu werden, 
während sie auf das Ergebnis der weiteren Kontrollen 
warten. Es wurden Essensgutscheine für Sandwiches 
und ein Getränk verteilt, jedoch nicht an alle berech-
tigten Personen. Vor allem bei einer hohen Anzahl von 
Einreisenden, wie während des arabischen Frühlings, 
kann dies problematisch werden und zu langen 
Wartezeiten und überfüllten Warteeinrichtungen führen.

Am Flughafen Charles de Gaulle in Paris, Frankreich, ging 
aus Gesprächen mit Fluggästen, die auf das Ergebnis 
der weiteren Kontrollen warteten, hervor, dass diese 
mit der Qualität der bereitgestellten Lebensmittel sehr 
unzufrieden waren. In einem Fall musste ein Konsul über 
die Bereitstellung von vegetarischem Essen verhandeln.

2.1.3.	 Sicherheitsschleusen und intel-
ligente Grenzen im Rahmen von 
automatisierten Grenzkontrollen

Die zunehmende Tendenz zur Verwendung neuer 
Technologien zu Grenzkontrollzwecken und die mög-
lichen damit verbundenen Auswirkungen auf die 
Grundrechte, auf die bereits im FRA-Jahresbericht 2011 
eingegangen wurde, hielt 2012 an. Zum Jahresende 2012 
hatte die Europäische Kommission das Paket „intel-
ligente Grenzen“, das 2011 angekündigt wurde,40 
noch nicht vorgestellt.

Das Paket umfasst ein „Einreise-/Ausreisesystem“, das 
den Einreise- und Ausreiseort und das entsprechende 
Datum sowie die Dauer des berechtigten Aufenthalts 
festhalten soll, sowie das „Registrierungsprogramm für 
Reisende“. Letzteres soll es bestimmten Gruppen von 
Vielreisenden ermöglichen, an Sicherheitsschleusen 
mit vereinfachten Grenzübertrittskontrollen in die EU 
einzureisen. Im Rahmen des Programms registrierte 
Reisende sollen allerdings weiterhin Zugang zu mit 
Grenzschutzbeamten besetzten Schaltern haben.

Mit den Sicherheitsschleusen wird geprüft, ob ein 
Reisedokument echt ist und ob der Fluggast der recht-
mäßige Inhaber des Dokuments ist. Dazu werden die 
im Reisepass gespeicherten biometrischen Angaben mit 
dem tatsächlichen Inhaber des Reisepasses verglichen. 
Die meisten automatisierten Grenzkontrollsysteme 
verwenden derzeit die Gesichtserkennung als wich-
tigste biometrische Authentifizierungsmethode. Die 
zweite Generation der elektronischen Reisepässe 
umfasst jedoch neben den Gesichtsdaten auch 
Fingerabdrücke. Das System fragt in Datenbanken 
gespeicherte Grenzkontrolldatensätze ab und ermittelt 
automatisch die Grenzübertrittsberechtigung.41

40	 Europäische Kommission (2011c).
41	 Frontex (2012b), S. 7.

Die EU-Organe führten 2012 die Bewertung und 
Evaluierung des Konzepts der intelligenten Grenzen fort. 
Eine Studie des Europäischen Parlaments analysierte 
die entsprechenden Auswirkungen auf die Grundrechte 
vor dem Hintergrund, dass große Informationsmengen 
generiert, gespeichert und verwendet werden, die 
meiste Zeit jedoch nicht sichtbar sind.42 Dieselbe Studie 
geht auch auf Bedenken ein, die der Europäische 
Datenschutzbeauftragte (EDSB) über die Notwendigkeit 
und Verhältnismäßigkeit des Vorschlags zu intelli-
genten Grenzen geäußert hat.43 Die Vorbereitungen 
für zwei großangelegte EU-finanzierte Demoprojekte 
für automatisierte Grenzkontrollsysteme (Fastpass und 
ABC4EU) sind derzeit im Gange.

Frontex organisierte 2012 die First Global Conference 
and Exhibition on future ABC developments (erste 
globale Konferenz und Ausstellung zu zukünftigen 
Entwicklungen automatisierter Grenzkontrollen). 
Außerdem wurde ein Austausch von Erfahrungen und 
Erkenntnissen im Zusammenhang mit automatisierten 
Grenzkontrollen initiiert. Frontex hat des Weiteren 
operative und technische Dokumente mit bewährten 
Verfahren erarbeitet, um den Mitgliedstaaten beim 
Einsatz der Sicherheitsschleusen Hilfestellung zu geben.44 
In Bezug auf die Grundrechte wird in den operativen 
Leitlinien erklärt: Wenn ein Reisender aus irgendwelchen 
Gründen nicht in der Lage ist, die Sicherheitsschleusen 
zu verwenden, und an einen Schalter zur manuellen 
Grenzkontrolle verwiesen wird, muss darauf geachtet 
werden, dass die nachfolgenden Verfahren unter Achtung 
der Grundrechte durchgeführt werden.45

Der Schengener Grenzkodex erlaubt es den 
EU-Mitgliedstaaten bereits, Sicherheitsschleusen 
einzuführen, und eine Reihe von Staaten hat dies 
bereits getan – vorrangig für Angehörige der EU, des 
Europäischen Wirtschaftsraums und Inhabern Schweizer 
Reisepässe, um die steigenden Fluggastströme ohne 
wesentliche Aufstockung des Personals zu bewältigen.

Neun EU-Mitgliedstaaten haben Sicherheitsschleusen 
(hauptsächlich an Flughäfen) eingeführt: Bulgarien, 
Deutschland, Finnland, Frankreich, die Niederlande, 
Portugal, Spanien, die Tschechische Republik und 
das Vereinigte Königreich.46 Belgien, Dänemark, 
Estland, Österreich, Lettland, Rumänien und Ungarn 
planen die Einführung von Sicherheitsschleusen an 
den Flughäfen ihrer Hauptstädte.47 Abbildung 2.1 bietet 

42	 Europäisches Parlament, Generaldirektion Interne 
Politikbereiche der Union, Direktion C Bürgerrechte und 
konstitutionelle Angelegenheiten (2012).

43	 EDSB (2008), S. 3.
44	 Frontex (2012b); Frontex (2012c).
45	 Frontex (2012b), S. 11.
46	 Diese Informationen wurden von Frontex zur Verfügung 

gestellt.
47	 Diese Informationen wurden von Frontex zur Verfügung 

gestellt.
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einen Überblick über die EU-Mitgliedstaaten, die bereits 
Sicherheitsschleusen eingeführt haben.

Sicherheitsschleusen werfen verschiedene Bedenken 
im Hinblick auf die Grundrechte auf. Bei der Abfrage 
von in Datenbanken gespeicherten Grenzkontrolldaten 
müssen die Sorgfaltspflicht der zuständigen Verwaltung 
geachtet werden und der eingebaute Datenschutz 
(Privacy by Design) in der Systementwicklung zu 
erkennen sein. Auch bezüglich der Identifizierung von 
Opfern von Menschenhandel, des Schutzes der Rechte 
des Kindes, von Menschen mit Behinderungen sowie 
von älteren Personen bestehen Bedenken.

Den operativen Leitlinien von Frontex zufolge sollte 
stets ein Grenzschutzbeamter anwesend sein, um die 
Funktionsweise der Sicherheitsschleusen zu überprü-
fen.48 Über die Sicherheitsschleusen alleine können 
keine potenziellen Opfer von Menschenhandel oder 

48	 Frontex (2012b), S. 23.

Asylbewerber ermittelt werden. Der Grenzschutzbeamte 
steht vor der Herausforderung, schutzbedürftige 
Personen zu erkennen. Die Sicherheitsschleusen sind für 
Bürger aus Herkunftsländern, aus denen Asylbewerber 
üblicherweise stammen, (noch) nicht in Betrieb.

Im Fall von Kindern besteht die Herausforderung für den 
Grenzschutzbeamten darin, die Echtheit der Beziehung 
mit dem begleitenden Erwachsenen zu bestätigen, 
wie in Anhang VII Artikel 6 Schengener Grenzkodex 
vorgeschrieben. Gemäß den operativen Leitlinien 
von Frontex muss der zuständige Grenzschutzbeamte 
informiert werden, wenn ein Minderjähriger die 
Sicherheitsschleusen verwendet. Zur Aufdeckung 
von Unstimmigkeiten oder Widersprüchen bei den 
Informationen muss der Grenzschutzbeamte eine 
weitere Kontrolle durchführen, wenn ein begründeter 
Verdacht besteht, dass ein Minderjähriger unrechtmäßig 
dem Sorgeberechtigten entzogen wurde.49

49	 Ebenda, S. 24.

Abbildung 2.2: Sicherheitsschleusen in EU-Mitgliedstaaten und Kroatien, Stand Ende 2012

Quelle: Frontex-Daten, zur Verfügung gestellt im Jahr 2013
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Die meisten EU-Mitgliedstaaten lassen nicht zu, dass 
Kinder unter 18 Jahren oder Familien mit Kindern die 
Sicherheitsschleusen nutzen. In Finnland dürfen Kinder 
unter 18 Jahren die Sicherheitsschleusen nutzen, vor-
ausgesetzt, sie sind größer als 1,20 m. Verwendet ein 
Kind die Sicherheitsschleusen, löst das Geburtsdatum 
eine automatische Warnung aus, und der zuständige 
Grenzschutzbeamte nimmt eine manuelle Kontrolle vor, 
wenn er eine solche als notwendig erachtet.

Sicherheitsschleusen sind so gestaltet, dass sie 
in der Regel von Menschen in Rollstühlen nicht 
nutzbar sind, was die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen einschränkt.

In einigen Fällen passen schmale Rollstühle durch 
die Sicherheitsschleusen. Behindertengruppen aus 
dem Vereinigten Königreich50 zufolge haben jedoch 
einige Menschen mit Behinderungen möglicherweise 
Schwierigkeiten, den Kopf so weit zu heben, dass die 
erforderliche Größe erreicht wird. Diese ist jedoch nötig, 
damit die Sicherheitsschleuse das Gesicht scannen 
und mit den biometrischen Angaben im Reisepass 
vergleichen kann. In den operativen Leitlinien von 
Frontex wird anerkannt, dass die Sicherheitsschleusen 
keinen uneingeschränkten Zugang für alle Reisenden 
mit Behinderungen bieten. Es wird empfohlen, die 
automatisierten Grenzkontrollsysteme entsprechend 
anzupassen. Elektronische Schleusen (E‑Gates) bei-
spielsweise sollten breiter oder niedriger ausfallen, damit 
Rollstuhlfahrer das System nutzen können. Deutschland 
beabsichtigt das Testen von Sicherheitsschleusen, die 
speziell für Rollstuhlfahrer entworfen wurden.51

Vielversprechende Praktik

Konsultation von Behindertengruppen 
zum Entwurf von 
Sicherheitsschleusen
Die Grenzpolizei des Vereinigten Königreichs kon-
sultierte bei der Einführung der Sicherheitsschleu-
sen verschiedene Behindertengruppen. Diese 
Konsultation von Behindertengruppen und Bera-
tungsstellen soll auch beim Entwurf der nächsten 
Generation der Sicherheitsschleusen fortgeführt 
werden. Im Rahmen des Entwurfs- und Sicherungs-
prozesses der Entwicklung werden Folgenabschät-
zungen im Hinblick auf die Gleichheit durchgeführt.
Quelle: Informationen der Grenzpolizei des Vereinigten 
Königreichs

50	 Diese Informationen wurden von der Grenzpolizei des 
Vereinigten Königreichs zur Verfügung gestellt.

51	 Diese Informationen wurden vom Deutschen 
Bundesministerium der Justiz zur Verfügung gestellt.

Beim Entwurf von Sicherheitsschleusen, die die Rechte 
älterer Menschen achten,52 müssten deren Bedürfnisse 
berücksichtigt werden. Beispielsweise müssten län-
gere Reaktionszeiten vorgesehen und eine größere 
Schriftgröße bei Texten und Zeichen verwendet werden.

Gemäß Artikel 6 des Schengener Grenzkodex führen 
die Grenzschutzbeamten ihre Aufgaben unter unein-
geschränkter Wahrung der Menschenwürde durch und 
dürfen Personen nicht aus Gründen des Geschlechts, 
der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Ausrichtung diskrimi-
nieren. Ersetzen Sicherheitsschleusen manuelle 
Grenzübertrittskontrollen, besteht die Gefahr nicht 
mehr, dass ein Grenzschutzbeamter einen Reisenden 
unhöflich, diskriminierend oder ohne Achtung der Würde 
behandelt. Eine gewisse Anzahl von Reisenden, die die 
Sicherheitsschleusen passieren, kann jedoch nach wie 
vor für weitere Kontrollen ausgewählt werden – ein 
Verfahren, das der Gefahr des diskriminierenden Ethnic 
Profiling gegenüber nicht immun ist.

Sicherheitsschleusen können Reisenden aus verschie-
denen Gründen den Durchgang verweigern, dazu 
zählen folgende: die Art und Weise, wie der Reisende 
die Schleuse nutzt; unterschiedliche Lichtverhältnisse, 
je nach Position der Sicherheitsschleuse; die Qualität 
des Reisedokumentes und der darin enthaltenen 
biometrischen Angaben; Unterschiede zwischen dem 
Aussehen des Reisenden und den biometrischen 
Angaben, z.  B. aufgrund von Alterungsprozessen. 
In diesen Fällen sollte die Kontrolle wie bei anderen 
Reisenden auch ausfallen, und die Grenzschutzbeamten 
müssen sich des Potenzials einer diskriminierenden 
Behandlung bewusst sein.

Darüber hinaus reichten nationale Gerichte aus 
Deutschland und den Niederlanden im Jahr  2012 
Anträge auf Vorabentscheidungen beim Gerichtshof 
der Europäischen Union ein, die sich mit der 
Verhältnismäßigkeit der zentralen Speicherung bio-
metrischer Daten aus Pässen und Reisedokumenten 
auf nationaler Ebene und ihrer Verwendung für andere 
Zwecke als Grenzkontrollen befassten53 (vgl. Kapitel 3 
zu biometrischen Pässen).

2.1.4.	 Verbindungsbeamten für 
Einwanderungsfragen

Der FRA-Jahresbericht  2011 hatte Bemühungen 
hervorgehoben, die Grenzkontrolltätigkeiten über 
die Außengrenzen der EU hinweg auszuweiten. 
Im Jahr  2012 wurden die Verbindungsbeamten für 

52	 Europäische Union, Rat und Europäische Kommission (2000), 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Artikel 25.

53	 EuGH, C‑448/12; EuGH, C‑291/12.
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Einwanderungsfragen im Rahmen ihres verstärkten 
Mandats gemäß der geänderten Verordnung zur 
Schaffung eines Netzes von Verbindungsbeamten für 
Einwanderungsfragen (Verordnung (EU) Nr. 493/2011) 
tätig. Die Einwanderungsbehörden oder sonstige 
zuständige Behörden der EU-Mitgliedstaaten ent-
senden die Verbindungsbeamten ins Ausland, um mit 
dem Gastland im Hinblick auf irreguläre Einwanderung, 
Rückführung und Organisation der legalen Migration zu 
kooperieren. Diese Externalisierung der Grenzkontrollen 
hat auch Auswirkungen auf die Grundrechte. 
Beteiligen sich beispielsweise Verbindungsbeamte für 
Einwanderungsfragen an Flughäfen in Drittstaaten an 
Passkontrollen vor dem Abflug, können sie eine Person, 
die internationalen Schutz benötigt, am Erreichen eines 
sicheren Ortes hindern.

Im Jahr  2004 r ichtete die EU ein Netz von 
Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen ein, um 
die Verbindungsbeamten, die von EU-Mitgliedstaaten 
in denselben Drittstaat entsendet werden, besser zu 
koordinieren.54 Einige der Änderungen, die mit der 
Neufassung aus dem Jahr 2011 eingeführt wurden, 
sind aus Sicht der Grundrechte von Bedeutung.55 So 
sollen zum einen Verbindungsbeamte, die in dem-
selben Gastland eingesetzt werden, nun Informationen 
über den Zugang von Asylbewerbern zum Schutz im 
Gastland austauschen (Artikel 4). Außerdem müssen die 
Netze der Verbindungsbeamten jedes Halbjahr einen 
Bericht für das Europäische Parlament, den Rat der 
Europäischen Union und die Europäische Kommission 
über die Tätigkeiten in bestimmten Ländern und/oder 
Regionen erstellen, die für die EU von besonderem 
Interesse sind, und zwar unter Berücksichtigung aller 
relevanten Aspekte, einschließlich der Menschenrechte 
(Artikel  6). Die Berichtsvorlage orientiert sich 
jedoch vor allem am Thema Sicherheit und geht auf 
Asylbewerber lediglich unter der Überschrift Gefahren 
und Bedrohungen an den Grenzen des Gastlandes 
ein.56 Des Weiteren können EASO, Frontex und das 
Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten 
Nationen (UNHCR) eingeladen werden, an Sitzungen 
von Verbindungsbeamten im Gastland teilzunehmen 
(Erwägungsgrund 5 und Artikel 4 Absatz 2).

In Übereinstimmung mit dem Arbeitsprogramm ver-
stärkte Frontex 2012 die Verbindungen mit dem Netz 
von Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen, 
um die Risikoanalyse zu verbessern und die operative 
Zusammenarbeit zwischen EU-Mitgliedstaaten und 
Drittstaaten zu erleichtern.57 Mitarbeiter von Frontex 
nahmen an entsprechenden Sitzungen und Konferenzen 

54	 Verordnung (EG) Nr. 377/2004 des Rates.
55	 Verordnung (EG) Nr. 493/2011 des Rates.
56	 Berichterstattung gemäß dem in der Entscheidung der 

Kommission 2005/687/EG festgelegten Modell (Europäische 
Kommission (2005)).

57	 Frontex (2012d), S. 14.

für Verbindungsbeamte für Einwanderungsfragen 
in Drittstaaten und Mitgliedstaaten teil, während 
Verbindungsbeamte für Einwanderungsfragen sich an 
Tätigkeiten von Frontex beteiligten.

Frontex kann mit den Verbindungsbeamten für 
Einwanderungsfragen Informationen zu irregulärer 
Migration und anderen verwandten Themen über 
ICONET austauschen, einer sicheren Website, auf 
der Frühwarnungen zu irregulärer Migration und 
Vermittlernetzen sowie Informationen über die 
Verwendung von Visa, Grenzen und Reisedokumenten 
ausgetauscht werden.58 Frontex kann gemäß der 
überarbeiteten Gründungsverordnung (Artikel  14 
Absatz  3 der Verordnung (EU) Nr.  1168/2011) 
Verbindungsbeamte für Einwanderungsfragen in 
Drittstaaten entsenden, deren Grenzschutzmethoden 
Mindestmenschenrechtsstandards genügen. Vor 
allem aufgrund mangelnder Finanzmittel und 
Humanressourcen hat Frontex von dieser Möglichkeit 
jedoch noch keinen Gebrauch gemacht.

Bis 2012 hatten rund zwei Drittel der EU-Mitgliedstaaten 
s ow i e  K r o a t i e n  Ve r b i n d u n g s b e a m t e  f ü r 
Einwanderungsfragen ins Ausland entsendet: Belgien, 
Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Italien, 
Lettland, die Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, 
Schweden, Spanien, die Tschechische Republik, Ungarn 
und das Vereinigte Königreich.

Andere Länder, wie Bulgarien, haben nach einer erfah-
renen Mitgliedstaat-Partneragentur gesucht, um sich zur 
Errichtung eines ILO-Netzwerks und den Vorbereitungen, 
gesetzlichen Bestimmungen und Trainings beraten zu 
lassen. Die ILOs in Deutschland, den Niederlanden, 
und dem Vereinigten Königreich bieten zum Beispiel 
Auskunft und Trainings zu Sicherheitsmerkmalen von 
Reise- und Identitätsdokumenten sowie zu Visa- und 
Dokumentenüberprüfung an Fluggesellschaften 
und Konsularbedienstete an. Sie führen außerdem 
pre-boarding Dokumentenkontrollen von Personen 
in Kooperation mit Lokalbehörden und/oder 
Flugpersonal durch und nehmen unter Umständen 
auch in Tiefeninterviews an den Grenzen teil. In sol-
chen Fällen kann deren Entscheidung bestimmen, ob 
eine Person in die EU reisen darf; in der Praxis gibt es 
nur begrenzte Rechtsmittel, wenn einer Person die 
Abreise verwehrt wird.

I n  B e z u g  a u f  d i e  M ö g l i c h ke i t e n  e i n e s 
Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen, die 
Abreise einer asylsuchenden Person zu verhindern, 
stellt sich aus Sicht der Grundrechte eine wichtige 
Frage. Im Zusammenhang mit Luftgrenzen sieht der 

58	 Europäisches Parlament, Generaldirektion Interne 
Politikbereiche der Union, Direktion C Bürgerrechte und 
konstitutionelle Angelegenheiten (2011), S. 21.
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Code of Conduct for Immigration Liaison Officers59 des 
Internationalen Luftfahrtverbands ausdrücklich vor, 
dass Verbindungsbeamte für Einwanderungsfragen das 
Personal von Fluggesellschaften zwar beraten, es aber 
nicht zum Befolgen dieser Ratschläge zwingen können. 
Der Kodex legt außerdem fest, dass das Personal von 
Fluggesellschaften asylsuchende Personen direkt an das 
UNHCR, an die entsprechende diplomatische Vertretung 
oder an eine geeignete NRO vor Ort verweisen soll.

Nur wenige EU-Mitg l iedstaaten haben ihre 
Verbindungsbeamten genau angewiesen, wie sie mit 
Asylanträgen umgehen sollen. Die österreichischen 
Verbindungsbeamten beispielsweise werden in regel-
mäßigen Schulungen angehalten, alle Asylsuchenden 
für weitere Informationen an die österreichische 
Botschaft zu verweisen.60 Die niederländischen 
Verbindungsbeamten müssen sich bei einem 
Asylgesuch an ihre Zentrale wenden, um Instruktionen 
zum weiteren Vorgehen zu erhalten.61 Sie werden dann 
beispielsweise angewiesen, den Betreffenden an das 
UNHCR im Gastland zu verweisen. Im Jahr 2012 wandten 
sich Personen, die den eigenen Angaben zufolge 
Schutz benötigten, an den Verbindungsbeamten des 
Vereinigten Königreichs in Kuala Lumpur, der sie an 
das UNHCR weiterleitete.62

2.2.	 Eine gemeinsame 
Visapolitik

Die gemeinsame Visapolitik verfolgt das doppelte 
Ziel der Prävention irregulärer Migration und der 
Erleichterung des legalen Reiseverkehrs. Im Jahr 2012 
gingen gleich zwei Berichte auf die Notwendigkeit ein, 
den Reiseverkehr zu erleichtern und Visumantragsteller 
transparent, fair und gleich zu behandeln: der Bericht 
der Europäischen Kommission über die Schengen-
Zusammenarbeit vor Ort63 und der Bericht über die 
Erleichterung des Reiseverkehrs für Staatsangehörige 
aus Schwellenländern.64 Die Diskussionen über die 
Aussetzung der Visumfreiheit für die Länder des west-
lichen Balkans dauerten weiter an. An den Regelungen 
über die Visumpflicht für den Flughafentransit 
wurden Änderungen vorgenommen.

Im Visakodex werden Regelungen in Bezug auf 
Kurzaufenthaltsvisa und Visa für den Flughafentransit 

59	 Internationaler Luftfahrtverband (IATA), Control Authorities 
Working Group (CAWG) (2002).

60	 Diese Informationen wurden vom Österreichischen 
Bundesministerium für Inneres zur Verfügung gestellt.

61	 Diese Informationen wurden vom Niederländischen 
Ministerium für Inneres und Königreichsbeziehungen zur 
Verfügung gestellt.

62	 Diese Informationen wurden von der Border Agency des 
Vereinigten Königreichs zur Verfügung gestellt.

63	 Europäische Kommission (2012f).
64	 Europäische Kommission (2012g).

festgelegt. Damit werden auch Standards in Bezug 
auf die Grundrechte gesetzt: Die Antragsteller sollten 
in Konsulaten unter gebührender Berücksichtigung 
der Menschenwürde empfangen werden, und die 
Bearbeitung der Visumanträge sollte auf professio-
nelle und respektvolle Weise erfolgen und in einem 
angemessenen Verhältnis zu den angestrebten Zielen 
stehen (Erwägungsgrund 6). Das Personal sollte zuvor-
kommend sein, die Menschenwürde achten und sein 
Verhalten sollte in einem angemessenen Verhältnis 
zu den angestrebten Zielen stehen  – sowohl zur 
Erleichterung legaler Reisen als auch zur Bekämpfung 
der illegalen Einwanderung (Erwägungsgrund 3). Die 
Bediensteten dürfen niemanden aus Gründen des 
Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der 
Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, 
des Alters oder der sexuellen Orientierung diskrimi-
nieren (Artikel 39 Absatz 3).

Um den Umfang und die Auswirkungen der 
EU-Visumpolitik zu verstehen, muss angemerkt 
werden, dass die Angehörigen von 125 Staaten und 
Gebietskörperschaften ein Visum benötigen, wenn 
sie in die EU einreisen möchten. Abbildung 2.3 bietet 
einen Überblick über diese Staatsangehörigen. 
Staatsangehörige aus rund 12  Ländern benötigen 
ein Visum für den Flughafentransit, wenn sie 
sich in der Transitzone eines Flughafens in einem 
Schengen-Staat aufhalten möchten. In einzelnen 
Mitgliedstaaten können Angehörige weiterer 
Drittstaaten jedoch ebenfalls Anforderungen in Bezug 
auf den Flughafentransit unterliegen.65

Am 15.  Februar  2012 wurde der Visakodex in 
Bezug auf Visa für den Flughafentransit geän-
dert.66 Die EU-Mitgliedstaaten haben Listen von 
Drittstaatsangehörigen erstellt, die über ein Visum für 
den Flughafentransit verfügen müssen,67 um die Gefahr 
zu senken, dass sie sich weiter im Transitland aufhalten.

Der Neufassung der Verordnung zufolge sind 
Drittstaatsangehörige von der Visumpflicht für den 
Flughafentransit befreit, wenn sie einen gültigen 
Aufenthaltstitel oder ein gültiges Visum besitzen, der 
oder das von einem EU-Mitgliedstaat ausgestellt wurde, 
der die Bestimmungen des Schengen-Besitzstands 
nicht (Irland und das Vereinigte Königreich) oder 
noch nicht vollständig (Bulgarien, Zypern und 
Rumänien) anwendet. Die Wahrscheinlichkeit, 
dass Drittstaatsangehörige, die in einem dieser 
EU-Mitgliedstaaten aufenthaltsberechtigt sind, eine 
Einwanderungsgefahr darstellen, scheint begrenzt.

65	 Europäische Kommission (2013).
66	 Verordnung (EU) Nr. 154/2012.
67	 Verordnung (EU) Nr. 810/2009, Anhang IV.
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Darüber hinaus ist diese Neufassung im Sinne 
der Freizügigkeit in der EU, die sich auch im 
Schengener Grenzkodex widerspiegelt. Letzterer 
erlaubt Drittstaatsangehörigen im Besitz eines 
Aufenthaltstitels oder Visums die Einreise in die 
EU (Artikel  5). Mit der Neufassung wird auch der 
legale Reiseverkehr erleichtert.

Die Diskussionen über rechtliche Möglichkeiten für 
einzelne EU-Mitgliedstaaten, durch eine Änderung 
der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 die Visumfreiheit 
für Länder auszusetzen, deren Staatsangehörige der 
Meinung der Mitgliedstaaten nach einen „Missbrauch 
[...] der Visaliberalisierung“ betreiben, wurden fortge-
führt.68 Diese Debatte über die Wiedereinführung der 
Visumpflicht wurde durch einen Anstieg der irregulären 
Migration in einigen Mitgliedstaaten ausgelöst. Dieser 
trat in Form von Personen, die die durch das Visum 
vorgesehene Aufenthaltsdauer überschritten haben 
(Overstayer), sowie vermehrten Asylanträgen – in der 

68	 Europäische Kommission (2011d).

Regel mit einer niedrigen Anerkennungsrate69 – nach der 
Visaliberalisierung für die westlichen Balkanstaaten ein. 
Im Jahr 2011 stellten 8295 serbische Staatsangehörige 
einen Asylantrag in Belgien, Deutschland und 
Schweden, und im Jahr 2012 stieg diese Anzahl auf 
17 815. Im Jahr 2012 verzeichneten Belgien, Frankreich, 
Deutschland, Italien, Österreich und Schweden ins-
gesamt 38 080 Anträge – von Staatsangehörigen aus 
Albanien (5635), Bosnien und Herzegowina (5300), 
der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien 
(9330) und Serbien (17 815).70

In der 2012 herausgegebenen Publikation EU-Aktion 
gegen Migrationsdruck – Eine strategische Antwort liegt 
der Schwerpunkt ebenfalls auf der Visaliberalisierung, 
die dem Dokument zufolge zu einem Anstieg der irregu-
lären Migration beigetragen hat.71 Im Jahr 2012 veröffent-
lichte die Europäische Kommission ihren Bericht über die 

69	 Europäische Kommission (2012h).
70	 Eurostat (2013).
71	 Rat der Europäischen Union (2012b), S. 17.

Abbildung 2.3: 	� Staatsangehörige, die für die Einreise in die EU oder den Aufenthalt in der Transitzone 
ein Visum benötigen

Quelle: 	 Europäische Kommission, Onlinekarte abrufbar unter: 
http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-we-do/policies/ borders‑and‑visas/visa‑policy/index_en.htm
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von allen Schengen-Staaten verlangt

http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-we-do/policies/borders-and-visas/visa-policy/index_en.htm
http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-we-do/policies/borders-and-visas/visa-policy/index_en.htm
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Überwachung für die Zeit nach der Visaliberalisierung 
für die westlichen Balkanstaaten.72 Dem Bericht zufolge 
stellt der geringe Grad der Eingliederung lokaler 
Gemeinschaften, insbesondere der Roma, für die 
große Mehrheit der Asylanträge auch weiterhin einen 
wesentlichen Schubfaktor dar. Der Bericht empfiehlt, 
die Unterstützung für Minderheiten, insbesondere für 
Roma-Gemeinschaften, in den Herkunftsländern deut-
lich zu verbessern und zielgerichteter zu gestalten.

Im Bericht wird außerdem bestätigt, dass es sich bei 
der Mehrheit der Personen, die aus den westlichen 
Balkanstaaten in die EU einreisen, um Bona-Fide-
Reisende handelt. Der eigentliche Zweck, der mit der 
Einführung der Visaliberalisierung verfolgt wurde, 
nämlich die Erleichterung von zwischenmenschlichen 
Kontakten, die Verbesserung von Geschäftschancen und 
des kulturellen Austauschs sowie die Gelegenheit für 
Menschen aus diesen Ländern, die EU besser kennenzu-
lernen, werde somit weiterhin zufriedenstellend erfüllt.

Der Überwachungsbericht der Europäischen 
Kommission fordert , die Anstrengungen zur 
Verbesserung der Kontrollen bei der Ausreise (in den 
westlichen Balkanstaaten) und der Kontrollen bei der 
Einreise (an den EU-Grenzen) in Übereinstimmung 
mit dem Schengen-Besitzstand weiter zu verstär-
ken.73 Wenn Grenzschutzbeamte bewerten, inwiefern 
Staatsangehörige der westlichen Balkanstaaten die 
Einreisevoraussetzungen gemäß dem Schengener 
Grenzkodex (Artikel  5) erfüllen, müssen sie dabei 
ihr Augenmerk auf die Gefahr der diskriminierenden 
Profilbildung und der Einschränkung des Zugangs zu 
Asylverfahren richten (Artikel 6).

Die Schlussfolgerungen der Tagung der Justiz- und 
Innenminister im Rahmen des Forums EU-Westbalkan 
am 5./6. November 2012 spiegeln den Bedarf an einer 
engeren Zusammenarbeit zwischen den westlichen 
Balkanstaaten und den EU-Mitgliedstaaten wider, 
um die Außengrenzen zu kontrollieren und dabei 
die Grundrechte von Staatsangehörigen der west-
lichen Balkanstaaten zu achten. Zu den Bedenken 
bezüglich der Grundrechte im Zusammenhang mit 
Ausreisekontrollen zählen das Recht, ein Land, ein-
schließlich des eigenen, zu verlassen,74 und die Gefahr 
der diskriminierenden Profilbildung.75

In der kürzlich abgeschlossenen Rechtssache Stamose76 
urteilt der EGMR, dass bulgarische Ausreisekontrollen 
das Recht verletzt hatten, das eigene Land zu verlassen. 

72	 Europäische Kommission (2012h).
73	 Ebenda.
74	 Europarat, Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK), 

Artikel 2, Protokoll Nr. 4.
75	 Verordnung (EG) Nr. 562/2006, Artikel 6.
76	 EGMR, Rechtssache Stamose/Bulgarien, Nr. 29713/05, 

27. November 2012.

Bulgarien hatte einem seiner Staatsangehörigen ein 
zweijähriges Reiseverbot auferlegt und den Reisepass 
des Beschwerdeführers aufgrund einer Verletzung 
der US-amerikanischen Einwanderungsgesetze 
beschlagnahmt. Der EGMR merkt an, dass diese 
Maßnahmen im Laufe der Verhandlungen mit der 
EU über die Visaliberalisierung in den 1990er-Jahren 
ergriffen worden waren und den Missbrauch der 
Visumfreiheit unterbinden sollten.

Im Jahr 2012 veröffentlichte die Europäische Kommission 
einen Bericht über das Funktionieren der Schengen-
Zusammenarbeit vor Ort, d. h. zwischen Botschaften 
und Konsulaten an einem bestimmten Dienstort, 
in den ersten beiden Jahren der Durchführung des 
Visakodexes.77 Das Ziel der Schengen-Zusammenarbeit 
vor Ort ist die Gewährleistung einer einheitlichen 
Anwendung des Visakodexes unter Berücksichtigung 
der Umstände vor Ort, um „Visa-Shopping“ und eine 
Ungleichbehandlung der Visumantragsteller zu ver-
meiden (Visakodex Erwägungsgrund 18). Im Bericht 
wird angemerkt: „Drittstaatsangehörige erhalten von 
der EU wegen ihrer eigentümlichen und untranspa-
renten Visumverfahren oft ein negatives Bild.“ Die 
Gleichbehandlung wird durch eine Vereinheitlichung 
der Listen der Belege gefördert.78

Dem Bericht zufolge ist in den EU-Mitgliedstaaten und 
der Europäischen Kommission das Wissen darüber, 
wie der Visakodex tatsächlich durchgeführt wird, wei-
terhin lückenhaft, und Beschwerden aus Drittstaaten 
können nicht angemessen bewertet werden. Deshalb 
wird empfohlen, dass EU-Delegationen in Drittstaaten 
bei Drittstaatsangehörigen Informationen über die 
Anwendung des Visakodexes einholen (beispielsweise 
durch Einrichtung einer Mailbox für Beschwerden). 
Würden die Ergebnisse einer solchen Initiative ange-
messen analysiert, könnten sie zu einer höheren 
Sensibilisierung der Mitgliedstaaten und der Europäischen 
Kommission für die Auswirkungen der gemeinsamen 
EU-Visumpolitik auf die Grundrechte führen. Der 
Bericht schlägt außerdem vor, dass die diplomatischen 
Vertretungen der Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit 
mit den Behörden des Gastlandes gemeinsame 
Informationsveranstaltungen zur Einführung des Visa-
Informationssystems (VIS) vor Ort organisieren, um 
etwaigen Missverständnissen vorzubeugen.

Um das Wachstum in der EU wie im Rahmen der 
Strategie Europa 2020 vorgesehen zu beleben, hat 
die Europäische Kommission im November 2012 eine 
Mitteilung veröffentlicht, die die Erleichterung der 
Einreise von Staatsangehörigen aus Schwellenländern 
vorschlägt, beispielsweise aus China, Indien und 
Russland. Angehörige dieser Staaten unterliegen bei 

77	 Europäische Kommission (2012f).
78	 Ebenda, S. 9.
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der Einreise ins Schengen-Gebiet der Visumpflicht.79 Die 
EU-Tourismusindustrie sieht in verschiedenen Bereichen 
Handlungsbedarf, um das Visumverfahren zu erleich-
tern, z. B. eindeutige Fristen für die Gewährung von 
Terminen zur Einreichung des Visumantrags und verfüg-
bare Antragsformulare in der Sprache des Gastlandes.

2.2.1.	 Visa-Informationssystem (VIS)

Im VIS werden die personenbezogenen Daten, ein-
schließlich biometrischer Daten, von Visumantragstellern 
gespeichert. Schengen-Staaten können Daten zu 
erteilten Visa austauschen.

Im Oktober 2011 wurde das VIS80 in Nordafrika (Algerien, 
Ägypten, Libyen, Mauretanien, Marokko und Tunesien) 
in Betrieb genommen, wie bereits letztes Jahr berichtet 
wurde. Am 10. Mai 2012 führten die am Schengener 
Übereinkommen beteiligten Staaten81 das VIS im Nahen 
Osten (Israel, Jordanien, Libanon und Syrien)82 und am 
2. Oktober 2012 in der Golfregion (Afghanistan, Bahrain, 
Irak, Iran, Jemen, Katar, Kuwait, Oman, Saudi-Arabien 
und Vereinigte Arabische Emirate) ein. In Zukunft wird 
das VIS auf alle Drittländer ausgeweitet.83

Bis zum 4. November 2012 waren im VIS über 1 800 000 
Visumanträge gespeichert, von denen über 1 500 000 
bewilligt und rund 220  000 abgelehnt wurden.84 
Tabelle 2.1 bietet einen Überblick über die Visa mit bio-
metrischen Identifikatoren (Fingerabdrücke), die 2012 
in fünf Mitgliedstaaten erteilt wurden. Im Rahmen der 
konsularischen Vertretung können Mitgliedstaaten 
auch bei der Erfassung biometrischer Identifikatoren 
zusammenarbeiten.85 Dies trifft beispielsweise auf 
Istanbul zu: Dort werden die Mitgliedstaaten Estland, 
Portugal und Slowenien sowie Norwegen von der 
ungarischen Botschaft vertreten, die im Namen dieser 
Länder biometrische Identifikatoren erfasst.86 Das 
erklärt auch die verhältnismäßig hohe Anzahl von Visa 
mit biometrischen Identifikatoren, die von Ungarn in 
Istanbul erteilt werden.

Die größte Herausforderung im Hinblick auf die 
Grundrechte besteht darin, abzuwägen, ob der Eingriff 
in den Datenschutz und die Privatsphäre notwendig 
und verhältnismäßig ist und ob die personenbezogenen 
Daten für festgelegte eindeutige und rechtmäßige 

79	 Europäische Kommission (2012g).
80	 Verordnung (EG) Nr. 767/2008.
81	 26 Länder, d. h. alle EU-Mitgliedstaaten mit Ausnahme von 

Bulgarien, Irland, Rumänien, dem Vereinigten Königreich 
und Zypern sowie die Nicht-EU-Länder Island, Liechtenstein, 
Norwegen und die Schweiz.

82	 Am 11. Oktober 2011 wurde das VIS zuerst in Nordafrika 
(Algerien, Ägypten, Libyen, Mauretanien, Marokko und 
Tunesien) in Betrieb genommen.

83	 Rat der Europäischen Union (2012c).
84	 Europäische Kommission (2012i).
85	 Verordnung (EG) Nr. 801/2009, Artikel 8.
86	 Ungarn, Konsulardienste (2012).

Zwecke erhoben werden.87 In diesem Zusammenhang 
veröffentlichte die Europäische Kommission 2012 eine 
Liste der Behörden, die Zugang zum VIS haben – wie 
in Artikel 6 der VIS-Verordnung vorgeschrieben.88 Für 
Grenzkontrollen an Innen- und Außengrenzen zustän-
dige Behörden sowie Asyl- und Visumbehörden haben 
Zugang zum VIS.

Des Weiteren haben Behörden, die „für die Verhütung, 
Aufdeckung oder Ermittlung von terroristischen 
Straftaten oder sonstigen schwerwiegenden Straftaten“ 
zuständig sind, Zugang zu VIS-Daten, wenn berechtigte 
Gründe zu der Annahme bestehen, dass die Abfrage von 
VIS-Daten zur Verhütung, Aufdeckung oder Ermittlung 
einer der genannten Straftaten erheblich beitragen 
wird.89 Sobald der Beschluss auch auf das Europäische 
Polizeiamt (Europol) angewendet wird, hat auch dieses 
Zugang zu VIS-Daten (Artikel 5, 6 und 7). Eine Analyse der 
Probleme im Zusammenhang mit dem Datenschutz ist 
in Kapitel 3 des vorliegenden Jahresberichts enthalten.

Gemäß der VIS-Verordnung muss jeder EU-Mitgliedstaat 
seine nationale Kontrollstelle auffordern, die 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, einschließlich der VIS-Daten, zu über-
wachen.90 Das bedeutet, dass die Kontrollstelle 
unabhängig die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten überwacht, einschließlich 
der Übermittlung an das und aus dem VIS (Artikel 41). 
Der Europäische Datenschutzbeauftragte überwacht die 
VIS‑bezogenen Tätigkeiten auf EU-Ebene (Artikel 42). 
In der Praxis werden daher auch die Tätigkeiten der 
Europäischen Agentur für das Betriebsmanagement von 
IT-Großsystemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit 
und des Rechts in Tallinn überwacht.

Im VIS werden die Fingerabdrücke aller 10 Finger eines 
jeden Antragstellers gespeichert, mit der Ausnahme von 
Kindern unter 12 Jahren und Personen, bei denen eine 
Abnahme von Fingerabdrücken physisch unmöglich 
ist. Sobald die Fingerabdrücke im VIS gespeichert sind, 
können sie innerhalb eines Zeitrahmens von fünf Jahren 
für weitere Visumanträge weiterverwendet werden.91

Die Qualität der gespeicherten Fingerabdrücke 
ist von großer Bedeutung: Diese werden mit den 
Fingerabdrücken abgeglichen, die dem Visuminhaber 
im Rahmen der Grenzkontrolle bei der Einreise 
in die EU abgenommen werden.92 Stimmen die 
Abdrücke nicht überein, bedeutet das nicht, dass die 

87	 Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b; Europarat, 
Übereinkommen SEV-Nr. 108, Artikel 5 Buchstabe b.

88	 Europäische Kommission (2012j).
89	 Rat der Europäischen Union (2008), Artikel 3 Absatz 4.
90	 Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Rates, Artikel 41.
91	 Europäische Kommission (2012k).
92	 Europäische Kommission (2012e).
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Einreise automatisch verweigert wird, sondern zieht 
lediglich weitere Überprüfungen der Identität des 
Reisenden nach sich.93

Gemäß Artikel  38 Absatz 3 des Visakodex müssen 
die EU-Mitgliedstaaten ihre zuständigen Mitarbeiter 
in der Bearbeitung von Visumanträgen schulen. Die 
EU-Mitgliedstaaten müssen angemessene Verfahren 
zur Wahrung der Würde des Antragstellers gewähr-
leisten, wenn bei der Erfassung der Fingerabdrücke 
Schwierigkeiten auftreten (Artikel  13 Absatz  7 
Buchstabe b des Visakodex). Die Hautstruktur, verhornte 
Haut oder Fehler bei der Abnahme der Fingerabdrücke 
können Ursachen für derartige Schwierigkeiten sein. 
In einigen Fällen können bestimmte Personengruppen 
eher von diesen Schwierigkeiten betroffen sein, da 
bestimmte Berufe mit einer deutlichen Abnutzung 
der Fingerkuppen einhergehen.

Das Recht auf Auskunft in entscheidenden Momenten 
eines Verfahrens ist ein wichtiges Element eines 
fairen Verfahrens und in Artikel 37 der VIS-Verordnung 
enthalten.94 Die in Estland eingeführten Verfahren 
zeigen, wie dies in der Praxis wirksam umgesetzt 
werden kann. Die estnischen Botschaften stellen 
Informationsmaterial zum VIS zur Verfügung. Bei der 
Antragseinreichung erklärt der Konsularbedienstete 
dem Antragsteller, warum Fingerabdrücke abge-
nommen werden müssen. Der Bedienstete prüft, ob 
die Abnahme aller zehn Fingerabdrücke möglich ist. 
Sowohl der Bedienstete als auch der Antragsteller über-
zeugen sich dann am Bildschirm von den Abdrücken 
und ihrer Qualität. Ist die Qualität nicht ausreichend, 
wird der Antragsteller gebeten, einen weiteren Abdruck 
abnehmen zu lassen.95

93	 Europäische Kommission (2012k).
94	 Verordnung (EG) Nr. 767/2008.
95	 Europäische Kommission (2012f).

Vielversprechende Praktik

Sensibilisierung von Personal und 
Antragstellern für die Erfassung 
biometrischer Identifikatoren
Schulung von Konsularbediensteten in der Erfas-
sung biometrischer Identifikatoren

In Deutschland erhalten Konsularbedienstete 
und Dienstleister, die biometrische Identifika-
toren erfassen, Schulungsunterlagen sowie ein 
Schulungsvideo. In den Schulungsunterlagen wird 
ausdrücklich darauf verwiesen, wie die Würde 
des Antragstellers gewahrt wird, insbesondere 
bei Personen mit physischen Einschränkungen. 
(Auswärtiges Amt, FRA 2012).

Informationsvideo zur Erfassung biometrischer 
Daten

In den Wartebereichen ungarischer Konsulate 
wird den Antragstellern ein Kurzfilm gezeigt, in 
dem erklärt wird, wie Fotos gemacht und Finger-
abdrücke abgenommen werden. Die Antragstel-
ler werden Schritt für Schritt über das Verfahren 
informiert, mit dem die Erfassung biometrischer 
Daten reibungslos abläuft. Dieses Projekt wurde 
über den Außengrenzenfonds finanziert. (Na-
tionaler Verbindungsbeauftragter der FRA in 
Ungarn).

Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
gewährt jedem das Recht auf einen wirksamen 
Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht. In allen 
EU-Mitgliedstaaten müssen alle Personen das Recht 
haben, eine Klage oder Beschwerde bei den zustän-
digen Behörden oder Gerichten des betreffenden 
Mitgliedstaats zu erheben, der das Auskunftsrecht 
oder Recht auf Berichtigung oder Löschung der sie 
betreffenden Daten gemäß VIS-Verordnung verweigert 
(Artikel 38 Absätze 1 und 2). Bei den EU-Mitgliedstaaten 

Tabelle 2.1:	 Erteilte Schengen-Visa mit biometrischen Identifikatoren (2012), nach EU-Mitgliedstaat

EU-Mit-
gliedstaat

Gesamtanzahl der erteilten Schengen-
Visa für einen kurzfristigen Aufenthalt 
(C) mit biometrischen Identifikatoren

Erteilte Schengen-Visa für einen kurzfristigen Aufent-
halt (C) mit biometrischen Identifikatoren pro diplo-
matischer Mission oder konsularischer Vertretung

DK 2 670 Kairo 1774; Teheran 427; Dubai 283; sonstige 186

EE 90 Kairo 84; Tel Aviv 6

HU 32 139 Kiew 16 505; Istanbul 8191; Kairo 2357; sonstige 5086

LV 95 Ägypten 77; Israel 18

SI 630 Kairo 361; Teheran 168; Tel Aviv 11; sonstige 90

Anmerkung:	� Die Tabelle umfasst nur EU-Mitgliedstaaten, von denen die FRA bis zum Zeitpunkt des Berichtsentwurfs zuverlässige 
Statistiken erhalten hatte.

Quelle: 	 FRA, 2013
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sind 2012 keine formalen Beschwerden über 
die Aufnahme biometrischer Identif ikatoren 
ins VIS eingegangen.96

2.2.2.	 Rechtsmittel gegen einen  
ablehnenden Visumbescheid

In diesem Abschnitt sind Informationen über 2012 ein-
gelegte Rechtsmittel gegen Visumbescheide in ausge-
wählten EU-Mitgliedstaaten (vgl. Tabelle 2.2) enthalten, 
die eine Aktualisierung und Ergänzung der Daten aus 
dem FRA-Jahresbericht 2011 darstellen.

In Slowenien ist das Berufungsorgan erster Instanz die 
Botschaft oder das Konsulat. In der zweiten Instanz 
wird das Rechtsmittel automatisch an das slowenische 
Außenministerium weitergeleitet. Die Entscheidung des 
Außenministeriums ist endgültig, es kann jedoch eine 
Beschwerde beim Verwaltungsgericht eingelegt werden.

In den Niederlanden ist das Berufungsorgan vom 
Zweck des Visums abhängig. Das Amt für Einwanderung 
und Einbürgerung des Ministeriums für Inneres und 
Königreichsbeziehungen ist das Berufungsorgan für Visa, 
die zu touristischen Zwecken und für Familienbesuche 
sowie Künstlern mit Arbeitserlaubnis, Auszubildenden 
und Stipendiaten erteilt werden. Die Abteilung für 
Konsularangelegenheiten und Migrationspolitik des 
Außenministeriums ist das Berufungsorgan für Visa, 
die für Geschäftsreisen, Arbeitsaufenthalte von 
Monteuren und Servicetechnikern, akademische oder 
politische Besuche, die Teilnahme an Konferenzen 
oder Sportveranstaltungen sowie Inhabern von 
Diplomatenpässen erteilt werden.

Familienangehörige von EU-, EWR- oder Schweizer 
Bürgern können sich in einigen EU-Mitgliedstaaten an 
andere Berufungsorgane wenden.

In Österreich beispielsweise kann jeder Bürger eine 
Beschwerde bei einem der neun Unabhängigen 
Verwaltungssenate (UVS) einreichen, in Finnland 
beim Verwaltungsgericht Helsinki.

Der Europäischen Kommission zufolge sollten 
Berufungsorgane gerichtliche Organe sein, die 
Artikel 47 der EU-Charta der Grundrechte (Recht auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf und ein unparteiisches 
Gericht) achten. Die Kommission hat die Mitgliedstaaten 
auch über ihre Auslegung dieses Artikels informiert.

Der Antragsteller kann ein Rechtsmittel gegen verwei-
gerte, annullierte oder aufgehobene Visumbescheide 
einlegen (Visakodex, Artikel 32 und 34). Der Visakodex 
enthält ein Standardformular, mit dem mitgeteilt 
wird, warum ein Visum verweigert, annulliert oder 

96	 Ebenda.

aufgehoben wurde. Das Formular umfasst 11 Kategorien 
allgemein formulierter Begründungen.97

Zu diesen Kategorien zählen folgende Beispiele: 
Es wurde ein falsches, gefälschtes oder ver-
fälschtes Reisedokument vorgelegt; der Zweck und 
die Bedingungen des beabsichtigten Aufenthalts 
wurden nicht nachgewiesen; der Antragsteller 
wurde im Schengener Informationssystem (SIS) zur 
Einreiseverweigerung ausgeschrieben; es liegt kein 
Nachweis über eine Reisekrankenversicherung vor (vgl. 
auch Visakodex, Artikel 32). Der Visakodex schreibt den 
Staaten vor, den Antragsteller unter Verwendung dieses 
Standardformulars zu informieren (Artikel 32 Absatz 2).

Im Februar 2012 reichte das Berliner Verwaltungsgericht 
eine Reihe von Fragen beim EuGH ein, die sich mit dem 
Ermessensspielraum befassten, den Mitgliedstaaten 
bei der Verweigerung eines Visums haben, wenn der 
Antragsteller die erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllt.98 Genauer wurde der EuGH gefragt, ob das 
nationale Gericht sich versichern muss, ob der 
Beschwerdeführer beabsichtigt, den EU-Mitgliedstaat 
vor Ablauf des beantragten Visums zu verlassen oder 
ob es ausreicht, dass das Gericht diesbezüglich keine 
Zweifel hegt; die wichtigere Frage lautete jedoch, ob der 
Visakodex ein Recht auf die Ausstellung eines Schengen-
Visums enthält, das keinerlei Ermessensspielraum vor-
sieht, wenn die Einreisevoraussetzungen erfüllt sind und 
es gemäß Kodex keine Gründe für die Verweigerung 
des Visums gibt.

Gegen die Verweigerung von Visa 
eingelegte Rechtsmittel

Bei mehreren nationalen gegen die Verweigerung von 
Visa eingelegten Rechtsmitteln ging es um Zweifel an 
der Absicht des Beschwerdeführers, das Hoheitsgebiet 
des Mitgliedstaates wieder zu verlassen (Visakodex, 
Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe b).

In einer litauischen Rechtssache beispielsweise verwei-
gerte die Botschaft zuerst ein Visum mit der Begründung, 
dass Folgendes nicht nachgewiesen werden konnte: 
der Zweck und die Voraussetzungen des beabsichtigten 
Aufenthalts, da die Beschwerdeführer ihre Beziehung zu 
den Personen, die sie in Litauen besuchen wollten, nicht 
erklären konnten; das Vorhandensein ausreichender 
Mittel für die Dauer des Aufenthalts; ihr Rechtsstatus 

97	 Verordnung (EG) Nr. 801/2009, Anhang VI „Einheitliches 
Formblatt zur Unterrichtung über die Verweigerung, 
Annulierung oder Aufhebung eines Visums und zur 
entsprechenden Begründung“, S. 35.

98	 EuGH, Rechtssache C-84/12 Ezatollah Rahmanian 
Koushkaki/Bundesrepublik Deutschland, Slg. 2012, 
Vorabentscheidungsersuchen beim Verwaltungsgericht 
Berlin am 17. Februar 2012 eingereicht.
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in Armenien, wo sie die Visa beantragt hatten; ihre 
Absicht, nach Armenien zurückzukehren.99

Das regionale Verwaltungsgericht Vilnius (erste Instanz) 
und das Verwaltungsgericht Litauen (zweite Instanz) 
kamen zu dem Schluss, dass die Beschwerdeführer nicht 
nach weiteren Dokumenten als Einkommensnachweis 
gefragt wurden, obwohl sie keine ausreichenden 
Mittel für ihren Aufenthalt in Litauen nachweisen 
konnten. Weitere Umstände, die Zweifel weckten, 
hätten ebenfalls bei der Prüfung des Visumantrags 
geklärt werden können. Die Inkohärenzen der von 
den Beschwerdeführern eingereichten Informationen 
könnten außerdem auf die Verwendung einer 
Fremdsprache (Russisch) zurückgeführt werden.

Im Gegensatz dazu hielten Berufungsorgane in 
Deutschland und Italien die Verweigerung von Visa 
aufrecht und teilten die abschließende Meinung der 

99	 Litauen, Oberstes Verwaltungsgericht Litauens, Rechtssache 
Nr. A662‑372/2012, K. M., H. M., L. M. und S. M./
Außenministerium der Republik Litauen.

Botschaften, dass der Beschwerdeführer möglicher-
weise nicht beabsichtigte, das Hoheitsgebiet dieser 
Mitgliedstaaten vor Ablauf des Visums zu verlassen.

Gegenstand der Rechtssache in Deutschland war ein 
Visumantrag eines pakistanischen Staatsangehörigen, 
dessen Vater und Bruder in Deutschland lebten, wäh-
rend die Mutter und ein weiterer Bruder sich noch in 
Pakistan aufhielten. Das Verwaltungsgericht Berlin 
hielt die Entscheidung der Botschaft aufrecht und teilte 
ihre Zweifel an der Absicht des Beschwerdeführers, 
zurückzukehren. Das Gericht bezog sich auf Artikel 7 
der EU-Charta der Grundrechte (Achtung des 
Privat- und Familienlebens) und argumentierte, 
dass der Beschwerdeführer den Kontakt zu seinen 
Familienangehörigen in Deutschland aufrechterhalten 
könne, u. a. da diese ihn in Pakistan besuchen können. 
Die Tatsache, dass der Beschwerdeführer und sein 
Bruder beide volljährig waren, hatte ebenfalls Einfluss 
auf die Entscheidung.100

100	Deutschland, Verwaltungsgericht Berlin, 35. Kammer, 
35 K 468.10 V.

Tabelle 2.2:	 Anzahl der 2012 erteilten Visa, der eingelegten Rechtsmittel gegen Visumbescheide und der 
aufgehobenen Entscheidungen, 11 EU-Mitgliedstaaten

EU- 
Mitglied-

staat

Anzahl der ausgestell-
ten Schengen- 

Visa für einen kurzfris-
tigen Aufenthalt (C)

Berufungsorgan

Anzahl der ein-
gelegten Rechts-

mittel gegen 
Visumbescheide

Entscheidung 
aufgehoben/ 

erneut zu 
prüfen

BE 190 635 Rat für Ausländerstreitsachen 303 2

CZ  582 531 Berufungskommission zum Wohn-
sitz ausländischer Staatsangehöriger

500 116

EE 173 448 Außenministerium 160 32

FI 1 377 664 Außenministerium 160 rund 45

HU 315 489 Außenministerium 341 58 

LT 229 948 Verwaltungsgerichte 11 0 

LU 10 436 Verwaltungstribunal und anschlie-
ßend Verwaltungsgericht 1 0

LV 180 981
Außenministerium und bei weite-
ren Rechtsmitteln in der nächsten 
Instanz Verwaltungsgericht

61 9

NL 277 484 Außenministerium 463 39 

SI 40 421

Botschaft/Konsulat/Außenminis-
terium und bei weiteren Rechts-
mitteln in der nächsten Instanz 
Verwaltungsgericht

1 0

SK 70 927 Beschwerdebehörde 55 35

Anmerkung: 	Die Tabelle umfasst nur EU-Mitgliedstaaten, von denen die FRA bis zum Zeitpunkt des Berichtsentwurfs zuverlässige 
Statistiken erhalten hatte.

Quelle: 	 FRA, 2013
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Auch das regionale Verwaltungsgericht Lazio in Italien 
vertrat die Meinung, dass der Beschwerdeführer nach-
weisen müsse, dass für ihn ein Interesse besteht, in sein 
Herkunftsland zurückzukehren, und/oder dass keine 
Gefahr eines irregulären Aufenthalts besteht.101 Der 
Beschwerdeführer hatte keine Dokumente eingereicht, 
die ein Einkommen, eine Beschäftigung oder Eigentum 
im Herkunftsland nachwiesen, die den Visumantrag 
unterstützt und belegt hätten, dass das Kerninteresse 
des Beschwerdeführers im Herkunftsland liegt.

Gegen die Verweigerung von Visa eingelegte 
Rechtsmittel haben auch das Recht auf Anhörung 
betroffen. Die österreichische Botschaft beispielsweise 
verweigerte ein Visum, da die Informationen über den 
beabsichtigten Zweck des Aufenthalts (Teilnahme an 
einem Scheidungsverfahren) und seine Voraussetzungen 
nicht verlässl ich waren. Das österreichische 
Berufungsorgan, der Verwaltungsgerichtshof, urteilte, 
dass die Verweigerung des Rechts auf Anhörung des 
Beschwerdeführers vor der Verweigerung des Visums 
eine Verletzung der Verfahrensregeln darstellte.102

In einer niederländischen Rechtssache stimmte das 
Arrondissementgericht Den Haag (zweite Instanz) 
jedoch der Verweigerung der Botschaft zu, die in 
erster Instanz bereits vom Außenministerium bestä-
tigt worden war. Es urteilte, dass die Botschaft von 
der Anhörung eines Beschwerdeführers absehen 
könne, wenn dieser in der Rechtsmittelphase nicht 
versuche, weitere Nachweise über den Zweck und die 
Voraussetzungen seines beabsichtigten Aufenthalts 
vorzulegen.103 Die Botschaft hatte das Visum verwei-
gert, da sie bezweifelte, dass der Beschwerdeführer die 
Niederlande vor Ablauf des Visums verlassen würde, da 
seine soziale und wirtschaftliche Bindung an Marokko 
nicht ausreichend sei.

Gegen die Annullierung oder Aufhebung von 
Visa eingelegte Rechtsmittel

Dem Visakodex zufolge kann ein Visum aufge-
hoben werden, wenn sich herausstellt, dass die 
Voraussetzungen für die Erteilung des Visums nicht mehr 
erfüllt sind (Artikel 34 Absatz 2), oder annulliert werden, 
wenn sich herausstellt, dass die Voraussetzungen für 
die Erteilung zum Ausstellungszeitpunkt nicht erfüllt 
waren, insbesondere wenn es ernsthafte Gründe zu 
der Annahme gibt, dass das Visum durch arglistige 
Täuschung erlangt wurde (Artikel 34 Absatz 1).

Ein Visum wird grundsätzlich von den zuständigen 
Behörden des Mitgliedstaats, der es erteilt hat, 

101	Italien (2012), TAR Lazio 3223/2012.
102	Österreich, Verwaltungsgerichtshof, 2011/21/0232.
103	Niederlande, Arrondissementgericht Den Haag, LJN: BW6771, 

Nr. 12/118.

aufgehoben oder annulliert. Ein Visum kann von den 
zuständigen Behörden eines anderen Mitgliedstaats 
aufgehoben oder annulliert werden; in diesem Fall 
sind die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, 
der das Visum erteilt hat, zu unterrichten (Artikel 34 
Absätze 1 und 2).

In einer Rechtssache hob die litauische Botschaft ein 
Visum auf, da die Immobilie, die der Beschwerdeführer 
in Litauen besaß und die die Begründung der Reise 
darstellte, unbewohnbar geworden war. Das Oberste 
Verwaltungsgericht Litauens entschied zugunsten des 
Beschwerdeführers und gab an, dass die Botschaft 
auch dann eine ordnungsgemäße und eindeutige 
Grundlage für eine Entscheidung brauche, wenn sie 
das Standardformblatt für die Aufhebung des früheren 
Visumbescheids verwendet; der Beschwerdeführer 
würde so davon abgehalten, von seinem Recht auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf Gebrauch zu machen.104

In einer weiteren Rechtssache annullierten die deut-
schen Behörden ein Visum, das einem ukrainischen 
Staatsangehörigen von den polnischen Behörden 
erteilt worden war. Der Visuminhaber reiste nach 
Deutschland ein, um ein Auto zu kaufen, das er für 
seine Geschäftstätigkeit in Polen benötigte. Die 
deutschen Behörden annullierten das Visum, da sie 
Zweifel an seinen Geschäftserfordernissen hegten. 
Der ukrainische Staatsangehörige legte gegen diese 
Entscheidung Rechtsmittel vor dem Verwaltungsgericht 
Dresden ein, dessen Urteil zu seinen Gunsten ausfiel. 
Der Staat brachte die Rechtssache vor das Sächsische 
Oberverwaltungsgericht, das zu folgendem Schluss 
kam: In diesem Fall sei der Anfangsverdacht, dass 
das Visum durch arglistige Täuschung erlangt worden 
war, nicht ausreichend, um das erforderliche Maß an 
Wahrscheinlichkeit von ernsthaften Gründen für eine 
Annullierung des Visums gemäß Artikel 34 Absatz 1 des 
Visakodex zu erlangen.105

Ausblick
Im Jahr 2013 werden mehrere Legislativvorschläge 
verhandelt und möglicherweise verabschiedet. 
Die Vorschläge beziehen sich auf den Schengen-
Eva lu ie ru ngsp rozess ,  d ie  vo rü bergehende 
Wiedereinführung von Grenzkontrol len, d ie 
Aussetzung der Visumsfreiheit, den Fonds für die 
innere Sicherheit, Eurosur sowie Änderungen des 
Schengener Grenzkodex. Sie beinhalten auch den 
Beschluss des Rates 2010/252/EU zur Überwachung 
der Seeaußengrenzen durch Frontex, den der EuGH 

104	Litauen, Oberstes Verwaltungsgericht Litauens, Rechtssache 
D. V./Außenministerium der Republik Litauen.

105	Deutschland, Sächsisches Oberverwaltungsgericht, 3. Senat, 
3 B 151/12t; Verwaltungsgericht Dresden, 3. Kammer, 
3 K 168/11.
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für nichtig erklärt hat und der deshalb ersetzt werden 
soll. All diese Vorschläge umfassen wichtige Aspekte 
im Hinblick auf die Grundrechte. Das gilt auch für den 
angekündigten Vorschlag der Europäischen Kommission 
zum Paket „intelligente Grenzen“, der Anfang 2013 
vorgelegt werden soll.

Die Tendenz, für das Grenzmanagement verstärkt IT-Tools 
zu nutzen und größeres Vertrauen in Datenbanken und 
und Verfahren zur Bearbeitung von Visumanträgen zu 
setzen, wird weiter steigen, wie aus verschiedenen in 
diesem Kapitel genannten Vorschlägen hervorgeht.

Das Paket „intelligente Grenzen“ gibt Warnmeldungen 
zu Personen aus, die die durch das Visum vorgese-
hene Aufenthaltsdauer überschritten haben (over-
stayers). Es bestehen auch Datenschutzprobleme, 
z. B. im Zusammenhang mit der Zweckbindung, die 
sorgfältig geprüft werden müssen  – insbesondere 
vor dem Hintergrund, dass einige EU-Mitgliedstaaten 
einen irregulären Aufenthalt als Verstoß gegen 
das  Ver wa l tungsrecht  bet rachten ,  andere 
hingegen als Straftat.

Angesichts der bestehenden Datenschutzbedenken 
wird vom EuGH eine rechtliche Orientierungshilfe 
zur Verhältnismäßigkeit der Speicherung biome-
trischer Daten aus Pässen und Reisedokumenten 
und ihrer Verwendung für andere Zwecke 
als Grenzkontrollen erwartet.

Abzuwarten bleibt, wie sich die Gestaltung und Nutzung 
von Sicherheitsschleusen mit der Erfahrung und dem 
Austausch bewährter Verfahren entwickeln wird. 
Der Schutz von Opfern des Menschenhandels sowie 
Bedenken in Bezug auf die Rechte des Kindes und von 
Menschen mit Behinderungen sind Herausforderungen, 
die angegangen werden müssen.

Aufgrund des Bürgerkriegs in Syrien und der insta-
bilen Lage in Nordafrika muss die EU auf einen ste-
tigen Einreisefluss über die Türkei, Griechenland und 
den gesamten Mittelmeerraum gefasst sein. Die 
Grundrechtsaspekte dieser Situation müssen einge-
hender analysiert werden. Dazu werden im Jahr 2013 
Studien zur südlichen Außengrenze der EU gestartet.

Der UN-Sonderberichterstatter für die Menschenrechte 
von Migranten wird voraussichtlich seinen Bericht über 
das Management der Außengrenzen vorstellen, in dem er 
seine Erkenntnisse aus seinen Besuche in Griechenland, 
Italien, Tunesien und der Türkei darlegen wird. Die FRA 
veröffentlichte im März 2013 einen Bericht über die 
Grundrechte an den südlichen Seegrenzen Europas.

I m  J a h r   2 0 1 2  e r n a n n t e  F r o n t e x  e i n e 
Grundrechtsbeauftragte sowie die Mitglieder des 
Beratungsforums. Der Europäische Bürgerbeauftragte 

leitete eine laufende Untersuchung zu den grund-
rechtlichen Pflichten von Frontex ein. Nachdem die 
Grundrechte bei Frontex-Aktionen 2012 verstärkt 
im Fokus standen, sind die Erwartungen gestiegen, 
dass die Grundrechte in der üblichen operativen 
Frontex-Arbeit reflektiert werden.

Was die Zusammenarbeit bei der Kontrolle der 
Außengrenzen im Rahmen des Schengen-Abkommens 
betrifft, so wird angesichts der stärkeren Beachtung der 
Grundrechte in der Ausbildung der Schengen-Evaluatoren 
erwartet, dass Grundrechtsbedenken in den für 2012 
geplanten Auswertungen an Bedeutung gewinnen.

Den Grundrechten von Passagieren, die in Transitzonen 
von Flughäfen festgehalten werden, wurde bislang 
wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Studien der 
FRA, die 2013 erscheinen sollen, weisen darauf hin, 
dass die Situation dieser Menschen und mögliche 
Verletzungen ihres Rechts auf Menschenwürde zu 
wenig beachtet werden.

Um das wirtschaftliche Wachstum zu stimulieren, hat 
die EU zunehmend begonnen, Migranten und Besucher, 
einschließlich solcher, die der Visumspflicht unter-
stehen, als Menschen zu sehen, die einen Beitrag zur 
europäischen Wirtschaft leisten können. Daher ist zu 
erwarten, dass die gemeinsame Visapolitik weiterhin 
nicht nur die Einwanderungskontrolle unterstreichen, 
sondern auch das Ziel verfolgen wird, rechtmä-
ßige Reisen zu erleichtern. Wie oben angedeutet, 
könnten Fragen im Zusammenhang mit der Würde der 
Antragsteller und dem gerechten und professionellen 
Umgang mit ihnen detailliert analysiert werden  – 
auch im Kontext der Harmonisierung der Verfahren 
zur Erteilung von Visa. Über die vorgeschlagenen 
Beschwerdekästen könnten der EU bei angemessener 
Nutzung umfassende Informationen über die Situation 
von Visumantragstellern zukommen, auch in Bezug 
auf das VIS.

Visumantragsteller nutzen vermehrt ihr Recht, gegen 
die Verweigerung, den Entzug oder die Annullierung 
von Visa Rechtsmittel einzulegen; diese Tendenz 
wird vermutlich weiterhin anhalten. Es wird auch 
davon ausgegangen, dass der EuGH eine rechtliche 
Orientierungshilfe zu dieser Angelegenheit leisten wird.
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